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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCH LESWI G-HOLSTE IN 

18. Jahrgang · Heft 9 September 1966 

Aktuelle Auslese 

6 862 Studenten in Kiel 

An der Christian-Aibrechts·Universität waren 
zum Sommersemester 1966 wieder mehr ( + 4 %) 

Studierende immatrikuliert als 1965. 6 452 
Deutsche und 410 Ausländer, darunter 1 013 und 33 Stu· 
dienanfänger, bevölkerten die Hörsäle. Jeder vierte Student 
war weiblich, doch erreichten die Frauen und Mädchen in 
einigen Fächern weit höhere Anteile, so 73% unter denen, 
die sich auf das Lehramt an Realschulen vorbereiteten, in 
der Pharmazie 50 %, in den Kulturwissenschaften 47% 
(in dieser Fakultät befindet sich die Hälfte aller Studen· 
tinnen). 

18 500 mehr Zu· als Fortzüge 1965 

Seit 1957 ziehen jedes Jahr mehr Personen 
nach Schleswig-Holstein zu als von hier 

fort. Der Saldo wurde, mi t Schwankungen, stetig größer 
und hat 1965 mit 18 500 einen Höchstwert erreicht. Beson· 
ders die Kreise Pinneberg und Stormarn, aber auch Sege· 
berg profitierten von der Zuwanderung, während die Städte 
Flensburg, Kiel und Neumünster mehr Ab· als Zuwande­
rungen zu verzeichnen hatten. Nach der Gemeindegröße 
zeigt sich ein Verlust bei den größten und kleinsten Ge· 
meinden, während die mittleren (zwischen 1 000 und 
100 000 Einwohner) Wanderungsgewinne hatten, am stärk· 
sten in der Klasse 5 000 bis 20 000 Einwohner. Unter 
den Herkunfts· und Zielländern ragt Harnburg hervor; allein 

von dort kamen fast 1 0 000 des gesamten Wanderungsge· 
winnes. Auch mit dem Ausland war die Bilanz mit reich· 
lieh 4 000 Wanderungsüberschuß stark positiv. 

29 400 Wohnungen 1965 gebaut 

Im Laufe des Jahres 1965 sind 29 363 Woh· 
nungen fertiggestellt worden. Sie enthalten 
122 600 Wohnräume (Zimmer mit 6 und mehr 

qm und alle Küchen), das sind 50 Räume je 1 000 Ein· 
wohner. Hieran gemessen war die Bauleistung in den 
Kreisen Pinneberg, Stormarn und Segeberg am größten, 
in Eutin und Neumünster am kleinsten. 44 % der Wohnungen 
sind von privaten Bauherren gebaut worden, 39% liegen in 
Einfamilienhäusern. 

8,3 Milliarden DM industrielle 
Bruttoproduktion 

Von dem in Schleswig-Holstein unbedeu· 
tenden Bereich der Bergbauerzeugnisse abgesehen, haben 
sich die Bruttoproduktionswerte 1965 in allen Gruppen 
gegenüber 1964 kräftig erhöht, am meisten bei den lnvesti· 
tionsgütern (+ 15 %), am schwächsten bei den Nahrungs· 
und Genußmitteln (+ 6 %). Unter den Waren, deren Produk· 
tionswert stieg, ragen besonders hervor: Kerzen (+ 195 %), 
montagefertige Holzhäuser (+ 95 %), pyrotechnische Er· 
zeugnisse und Landmaschinen (+ 85 %), Rum und Arrak 
(+ 64 %) und Kältemaschinen (+ 42 %). 
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Blick auf morgen 
Wie die Zeit vergeht 

Mit 18 Jahren ist ein junger Mensch, wenn er auch 

nach dem ·Gesetz noch nicht mündig ist, im allge­

meinen alt genug, um die Vorgänge seiner Umwelt 

verstehen zu können. Er ist, so kann man woh I sagen, 

erwachsen. Wie viele Menschen, die heute leben, 

mögen nun bereits 1945 erwachsen gewesen sein und 

das Kriegsende bewußt miterlebt haben? Es läßt sich 

errechnen, daß von 100 Einwohnern, die gegenwärtig 

in Schleswig-Holstein leben, 44, also weniger als die 

Hälfte, bei Kriegsende bereits erwachsen waren. Es 

handelt sich dabei um die Menschen, die 1926 und 

früher geboren sind. ln 10 Jahren, nämlich 1976, wer-

den von 100 Einwohnern Schleswig-Holsteins schät­

zungsweise noch 31 und in 20 Jahren, im Jahre 1986, 

nur noch 19 eine eigene Vorstellung von den letzten 

Kriegstagen haben. 

Geht man noch einen Schritt zurück und fragt, wie 

groß der Anteil der Menschen ist, die heute noch 

leben und 1933 über 18 Jahre alt waren, so ist man 

vielleicht doch überrascht zu erfahren, daß von den· 

Einwohnern Schleswig-Holsteins heute nur noch jeder 
Dritte aus eigener Vorstellung wissen kann, was da­

mals vor sich ging. 10 Jahre später· wird nur noch 

jeder Fünfte und 1986 noch nicht einmal jeder Zehnte 

aus eigener Erfahrung aus jenen Tagen berichten 
können. 

Aus dem Inhalt 
Methode der 
Bevölkerungsfortschreibung Seite 188 

Anders als sonst üblich wird hier nicht über die Zahlen­
ergebnisse · der Statistik berichtet, sondern über die 
Methode ihrer Gewinnung, weil auf keinem anderen stati­
stischen Gebiet so wie bei der Bevölkerungszahl der 
amtlichen Statistik Konkurrenz gemacht wird. Nur in 
Deutschland wird die Bevölkerungszahl echt fortge­
schrieben (und nicht nur durch regelmäßige Karteiaus­
zählung ermittelt), und auch bei uns geschieht dies 
erst seit 1950. Da viele Gesetze die Bevölkerungszahl 
a I s Bemessungsgrundlage oder Maßstab verwenden 
(Finanzausgleich, Bürgermeisterbesoldung, Ortsklassen­
verzeichnis, Wahlkreiseinteilung, Abgeordnete der Gemein­
devertretung u.a.) sind Interesse und Kritik an diesen 
Zahlen rege. Besonders ein Umstand führt immer wieder 
zu Auseinandersetzungen: die eigene Auszählung einer 
Gemeinde an Hand ihrer Einwohnerkartei differiert von 
den durch das Statistische Landesamt festgestellten 
Zahlen. Elemente der Bevölkerungsfortschreibung sind 
eine bei einer Volkszählung ermittelte Ausgangszahl, 
die bei den Standesämtern registrierten Geburten und 
Sterbefälle und die den Ordnungsämtern zugehenden An­
und Abmeldungen. Oie Geburten und Sterbefälle bilden 
die "natürliche Bevölkerungsbewegung" und die Zu­
und Fortzüge die "Wanderungsbewegung". Bei dieser 
bestehen prinzipiell Schwierigkeiten, die teils in der 
Natur der Sache liegen, teils in der unzulänglichen Befol­
gung der polizeilichen Meldevorschriften.BesondereBedeu­
tung kommt den Fällen zu, wo eine Person an mehr als 
einem Ort eine Wohnung hat. Das Begriffspaar "Haupt- und 
Nebenwohnung" aus der Volkszählung findet sich in der 
Meldeordnung in dieser Form nicht wieder. Gleichwohl' wird 
bei der Fortschreibung dadurch, daß man von den beiden 
Formularen der An- und Abmeldung nur die Anmeldung 
verwendet, dasselbe erreicht, wie durch die Unterscheidung 

· von Haupt~ und Nebenwohnung bei der Volkszählung, 

nämlich, daß k~in Wanderungsfall zweimal gezählt wird. 
Die Melderegister der Gemeinden enthalten oft eine mehr 
oder minder große Zahl von "Karteileichen", da sich viele 
Umziehende ·zwar ·in der neuen Gemeinde an-, in der alten 
aber nicht abmelden. TrotzderRückmeldungdesWanderungs­
falles durch die aufnehmende an die abgebende Gemeinde 
sind die Bestände wegen der über der Rückmeldungverstrei­
chenden Zeit überhöht. Wenn eine Gemeinde Differenzen 
zu der amtlichen Zahl vorträgt, so prüft das Landesamt 
selbstverständlich zunächst, ob die vorhanqenenBelege 
richtig und vollzählig verbucht worden sind . .Durch Zer­
legung der Gesamtveränderung seit der Volkszählung in 
ihre Komponenten kann sodann im Vergleich zu den 
entsprechenden Aufzeichnungen der Gemeinde der Ort 
der Differenz genau bestimmt werden. Am häufigsten 
ist dies die Zahl der Fortzüge; die im Landesamt voll­
ständiger bekannt ist als in der Gemeinde, doch auch bei 
den übrigen Komponenten kommen Abweichungen vor, • 
über deren. mögliche Ursache der Aufsatz im einzelnen · · 
berichtet. 

Schüler 1966 Seite 195 

Die Zahl der Schüler an allgemeinbildenden Schulen hat 
von Mai 1965 auf Mai 1966 zugenommen, und zwar um 
fast 9 000. Daran sind alle Schularten mehr oder weniger 
beteiligt, relativ am stärksten die Gymnasien, deren 
Schülerzahl um 6,6 % anstieg. Die Gründe für die Ver­
änderungen des Bestandes an den Volks-, Sonder-, Real­
schulen und Gymnasien, die zum Teil in der verschieden 
starken Besetzung der einzelnen Geburts;ah.rgänge liegen, 
werden dargelegt. Der Anteil der Schüler bestimmter 
Klassen, die auf eine weiterführende Schule übergehen, 
die sogenannte Übergangsquote, hat sich ebenfalls 
verändert. 1966 betrug sie für die weiterführenden Schulen 
zusammen 46% gegenüber 38% im Jahre 1962. Für die 
Realschulen allein lautet die Zahl 27% (1962:24 %), für 

. die Gymnasien 19% (1962: knapp 14 %). Eine höhere . 
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·Zahl von Sextanern bedeutet allerdings nicht automatisch · 
entsprechend mehr Abiturienten. Schließlich werden die 
Abendschulen erwähnt, deren Schülerzahlen sich eben­
falls erhöht haben. 

Begrenzung des Wohngeldes Seite 199 

Nachdem im Juliheft die ersten globalen Angaben über die 
Zusammensetzung des Kreises der Wohngeldempfänger 
und die Höhe der Zahlungen gemacht worden sind, werden 
hier - unter Beschränkung auf die Mietzuschüsse, die 
neben den Lastenzuschüssen den größten Te)/ des Wohn­
geldes ausmachen - weitere Einzelergebnisse cJarge­
stellt. Nach dem Baualter gehören 23 % aller Wohnungen, 
für die Mietzuschüsse gezahlt wurden, zur Gruppe der 
A/tbauwohnungery, die vor Mitte 1948 bezugsfertig wurden. 
Von den 77%. neuerar Wohnungen waren die meisten 
öffentlich gefördert; gehörten also zum sozialen Wohnungs­
bau, die übrigen waren frei finanziert. ln der Gliederung 
nach der Ausstattung mit Sammelheizung und Bad ergeben 
sich für diese drei Gruppen verschiedene Schwerpunkte. 
Nach der Höhe der Miete zeigen sich, ebenfalls mit Bau-

A alter und öffentlicher Förderung kombiniert, wesentliche · 
• Unterschiede; während die meisten Altbauwohnungen 

Quadratmetermieten zwischen I und 2 DM haben, liegt 
der Schwerpunkt bei den sozialen Wohnungen zwischen 
I ,50 und 2,50DM und die frei finanzierten Neubauwoh­
nungen erstrecken sich ziemlich gleichmäßig bis in die 
obersten Mietpreisstufen. ln die Feinheiten der Wahn­
geldberechnung führen die Abschnitte über die das 
Wohngeld begrenzenden Momente, nämlich die anrechen­
bare Wohnfläche, die Obergrenzenbestimmung (DM/qm) 
und den selbst zu tragenden Teil der Miete (Kappung). 
Von diesen begrenzenden Momenten kommt am häufigsten, 
aber auch nur in 18% aller Fälle, das erste zur Wirkung. 
Unterschiede bestehen auch hier ;e nach Baualter und 
öffentlicher Förderung; die Begrenzungsfälle und ihre 
Kombinationen werden in einer besonderen Tabelle für . 
olle Gruppen ausgewiesen. Der aufschlußreichste Teil. 
der Ausführungen bezieht sich auf die Entlastung der 
Haushaltsbudgets durch den Mietzuschuß. Aus der betref­
fenden Tabelle ist z.B. abzulesen, daß 9,3% aller Fälle 
ursprünglich eine Mietbelastung des Einkommens zwischen 

• 
26 und 30% hatten; nach Gewährung des Mietzuschusses 
war nur noch I % aller Fälle so hoch belastet, die meisten 
befanden sich ;etzt in der Belastungsstufe 7 bis 10% 
des E ihkommens. Oie Aussagen dieser Tabelle lassen · 
sich nur beispielhaft beschreiben, weshalb zur Übersicht 
hier ein Bild geboten wird. 

Personal im öffentlichen Dienst Seite 203 

Bei den Dienststellen und Einrichtungen des Bundes, des 
Landes und der Gemeinden und Gemeindeverbände waren 

. am 2. 10. 1965 fast 137 000 Personen voll beschäftigt, 
gut vier Zehntel von ihnen beim Bund, drei Zehntel beim 
Land und weniger als drei Zehntel bei den Gemeinden. 
Gegenüber 1964 hat sich die Gesamtzahl um 2 700 oder 
2% erhöht. Oie Zunahme kam beim Bund den Behörden 
efnschließlich der Wehrbereichsverwaltung zugute, während 

Post und Bahn leicht abnahmen; beim Land wurden haupt­
sächlich Polizei, Krankenhäuser und Schulen verstärkt. 
Unter den Landesbediensteten bilden die Lehrer und Kräfte 
im Aufgabenbereich "Unterricht" mit 12 600 die weitaus 
größte Gruppe, nur 5 500 gehören zum Aufgabenbereich 
"Öffentliche Sicherheit und Ordnung", fast ausschließ­
lich Polizei. Für unseren Rechtsschutz (Gerichte und 
Staatsanwaltschaften) sorgen 4 100 Landesbedienstete, 
zur Finanzverwaltung gehören 3 600 und zum Aufgaben­
bereich "Wissenschaft" (Universität) ebenso viele. Sieben 
weitere Aufgabenbereiche sind weniger zahlreich besetzt. 
Für drei Zehntel der 37 000 Kommunalbediensteten waren 
die kreisfreien Städte der Dienstherr (12 600). Weitere 
10 100 Beschäftigte gehörten zu den Wirtschaftsunter­
nehmen der Kommunen und zu den Sparkassen. Die kreis­
angehörigen Gemeinden und Ämter beschäftigten 8 600 
Personen und die Kreisverwaltungen 5 700. Die einzelnen 
Kreise zeigen dabei eine unterschiedliche Entwicklung. 

Verbraucherpreise 1962-1965 Seite 204 

An Hand des Preisindexes für die Lebenshaltung wird 
dargestellt, wie sich die Preise für Verbrauchsgüter und 
Dienstleistungen in den letzten drei Jahren entwickelt 
haben. Dieser Preisindex beruht auf den Ausgaben der 
lndexfamilien, die 1962 durchschnittlich 742 DM im Monat 
ausgegeben haben, und gewährt ;edem einbezogenem 
Artikel das Gewicht, das er 1962 im Durchschnitt der 
buchführenden Indexfamilien hatte. Für die Monate ab 
/,963 werden lediglich ;eweils die neuasten Preise ermit­
telt und in dieses Schema eingesetzt. Im Juni 1966 mußten 
für die gleichen Waren ~,Jnd Dienstleistungen, die 1962 
742 DM ,. gekostet hatten, 841 DM au'3~egeben werden; 
das bedeutet ·einen Anstieg des Preisindexes um 13,3 %. 
Die Werte des Preisindexes für die Lebenshaltung wer· 
den für die Jahre von 1950 bis 1965 geboten und erklärt, 
auf welche zwei Arten man den Anstieg des Indexes 
beschreiben kann (in Punkten und in Prozent). Gegen· 
über dem durchschnittlichen iährlichen Indexanstieg 
von 1952 bis 1965 um 1,8% iährlich ist der Anstieg von 
1964 auf 1965 mit 3,4% beachtlich. Doch auch dieser 
seit 1952 maximale Jahresanstieg des Preisindexes 
erreicht noch nicht den Anstieg der Löhne und Gehälter . 
ln den drei letzten Jahren z.B., die mit zusammen 9% 
den stärksten Indexanstieg brachten, stiegen die Wochen· 
verdienste der Industriearbeiter um 27 %, die Stunden­
verdienste sogar um 29 %. Auch für die Angestellten 
und ihre Gehälter werden entsprechende Zahlen gebracht 
und den Mehrausgaben infolge Preisanstiegs an die 
Seite gestellt. ln den neun Hauptgruppen, für die der 
Preisindex für die Lebenshaltung berechnet wird, war 
die Entwicklung verschieden. Der Index der Wohnungs­
mieten ging seit 1962 mit 18,5% doppelt so stark in 
die Höhe wie der Gesamtindex. Die Indexgruppe "Nahrungs· 
und Genußmittel" ist zwar genau durchschnittlich, ntim­
lich seit 1962 um 9 %, gestiegen, doch bedeutet das bei 
ihrem großen Gewicht von 44 % der Gesamtausgaben 
einen erhebl.ichen absoluten Mehrbetrag, nämlich fast 
30 DM von den 66 DM, die insgesamt 1965 mehr auf­
gewendet werden mußten als 1962, um das gleiche dafür 
zu kaufen. 
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Melderegister und amtliche Fortschreibung der Einwohnerzahl 
Für den mit statistischen Zahlen von Berufs wegen Beschäf­

tigten ist es nichts Besonderes, daß seine Ergebnisse, die er 
selbst schon nach allen Seiten auf mögliche Fehler überprüft 
hat, und die dann nach Abwägung aller Umstände von ihm als 
richtig angesehen wurden, von Nichtstatistikern angezweifelt 
werden. Der Vorwurf, er sei zu zahlengläubig, gehört genauso 
zu seinem Berufsbild wie die apodiktische Feststellung, er 
beweise mit seinen Zahlen alles - je nach Bestellung! Sofern 
es sich dabei um die Äußerung allgemeiner Unlustgefühle gegen 
Statistiken handelt, braucht darauf nicht näher eingegangen zu 
werden, zumal der Statistiker sich damit trösten kann, daß auch 
noch anderen Berufen mit Vorurteilen begegnet wird. Anders 
sind jedoch solche Zweifel zu werten, die von amtlichen Stellen 
vorgebracht werden, weil bei ihnen in der Regel der Vorwurf 
mitschwingt, die amtliche Statistik arbeite nicht im Rahmen 
der Vorschriften oder sie ·vernachlässige bestimmte Sonderfälle 
in der Annahme, daß die positiven und negativen Fehler sich 
bei genügender Größe der statistischen Masse gegenseitig auf· 
höben. Solche Kritik an den Ergebnissen ist - wenn auch zu­
nächst unangenehm - wichtig und wird letztlich deswegen be­
grüßt, wei I sie den Statistiker zwingt, seine Arbeitsmethoden 
ständig zu überprüfen. Vor allem aber zeigt sie, wie notwendig 
es ist, den Verbrauchern und den "Betroffenen" deutlich zu 
machen, wie bestimmte statistische Ergebnisse gewonnen 
werden. 

Es gibt eine Reihe von Statistiken, deren 
Ergebnisse selten auf uneingeschränktes Wohl­
wollen der Öffentlichkeit stoßen. Als Grundsatz 
scheint dabei zu gelten, daß Zahlen immer 
dann als "falsch" qualifiziert werden, wenn 
sie für den Betroffenen ungünstig aussehen· 
oder wenn er durch sie keine Vorteile erlangen 
kann. So gerät das Statistische Landesamt 
mit schöner Regelmäßigkeit in die Schußlinie 
von Gemeinden, Ämtern und Kreisen, wenn 
es die Ergebnisse der . Bevölkerungsfort­
schreibung vorlegt. Diese Ergebnisse werden 
monatlich für alle Gemeinden des Landes 
gewonnen und vierteljährlich den Gemeinden 
mitgeteilt. 

Die Tatsache, daß das Statistische Landesamt 
laufend Einwohnerzahlen ermittelt, wird heute 
als eine Selbstverständlichkeit hingenommen. 
Dabei dürfte es nur sehr wenigen bekannt 
sein, daß die amtliche deutsche Statistik 
mit derartigen laufend ermittelten Ergebnissen· 
auf der ganzen Welt allein steht. Es gibt 
nach unserer Kenntnis kein anderes Land, 
in dem die Möglichkeit besteht, außerhalb 
der Volkszählungsjahre Einwohnerzahlen bis 
hinunter zu den Gemeinden zu erhalten. Der 
Weg, der zu einem solchen statistischen 
System führte, ist sehr lang gewesen. Er 
wurde überhaupt erst 1938 durch die Verab­
schiedung der Reichsmeldeordnung eröffnet. 
Und auch dann dauerte es durch die Kriegs­
ereignisse noch bis 1950, bevor. die tech­
nischen Möglichkeiten für eine laufende 
Ermittlung der Einwohnerzahl . geschaffen 
wurden. Die amtliche Bevölkerungsfort-

schreibung für Gemeinden ist also heute 
erst 16 Jahre alt. Dennoch hat man sich 
daran gewöhnt\ sie als gegeben anzusehen, 
und der Gesetzgeber hat sich in einer Reihe 
von Gesetzen \und Verordnungen immer 
wieder auf die vom statistischen Dienst 
ermittelten Einwohnerzahlen bezogen, wenn 
er einen allgemeingültigen Maßstab z. B für 
die Bemessung des Finanzausgleichs benötigte, 
oder wenn es darum ging, die Gemeinden 
nach ihrer Größe in bestimmte Gruppen 
zusammenzufassen, für die unterschiedliche 
Rechte oder Pflichten festgelegt wurden, 
oder die für die Aufstellung des Ortsklassen­
verzeichnisses oder die Einstufung der 
Bürgermeister oder Stadträte entscheidend 
sein sollten. 

Hier liegen offensichtlich auch die Ansatz­
punkte für die Kritik an den Zahlen. Es ist 
nur verständlich, wenn jeder Bürgermeister 
versucht, die Finanzen seiner Gemeinde soe 
günstig wie möglich zu gestalten. Und es 
liegt auf der Hand, daß das Interesse jeder 
Gemeinde dahingeht, von der gesamten Finanz­
ausgleichsmasse einen möglichst hohen Betrag 
in die eigene Kasse zu bekommen. Es ist 
außerdem menschlich zu verstehen,· wenn, 
nachdem schon einmal für die Eingruppierung 
der Bürgermeister na·ch der Landesbesöldungs-:­
ordnung bestimmte Einwohnerzahlen von 
Bedeutung sind, . der Bürgermeister nach 

·einer höheren Einwohnerzahl trachtet. Da 
die· Einwohnerzahl als Erscheinung des 
Soziallebens. nicht ohne weiteres manipulierbar 
ist, wird zunächst einmal versucht, dem 
Statistischen Landesamt einen Fehler nach­
zuweisen. Dazu bedarf es natürlich eines 
Maßstabes, an dem die amtliche Bevölkerungs-

. zahl gemessen wird. Diesen Maßstab glauben 
viele Gemeinden in · ihrem Melderegister 
zu besitzen. Karteikarten sind schnell gezählt.-· 
Und schnell ist auch die Feststellung getroffen, 
daß die~ eigenen Zahlen stimmen ("da jeder 
Einwohner von Person bekannt · ist"), und 
die Zahlen des Statistischen Landesamtes 
also falsch sein müssen. Di.e Formenskala 
der in den letzten·. Jahren laut gewordenen 
Mängelrügen ·an . der von uns· ermittelten 
Wohnbevölkerung reicht von der leichten 
Anfrage, ob bei der Fortschreibung keine · 
Fehler unterlaufen seien, bis zu der. Zeitungs­
schlagzeile "Das Statistische Landesamt ließ 
331.Personen verschwinden". Ein entsprechen-:-· 
der Brief ist schnell geschrieben, und .dann 
kann das Statistische Landesamt sehen, wie 
es mit Ant~ägen folgender Art 1 fertig Wird: 

1) Wörtliche Zitate aus Schreiben verschiedener Geme.inden . 
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"Im. Hinblick auf die Anstrenguilgen der Gemeindeverwaltung, 
die Einwohnerzahl ständig. zu heben, um gesteigerte Schlüssel­
zuweisungen zu erhalten, bitten wir unverzüglich zu veranlassen, 
daß die Zahl per 31. 12. 1965 richtiggestellt wird". "Ich bitte 
deshalb zu bestätigen, daß die von mir genau festgestellte 
Einwohnerzahl anerkannt wird." "Es kann nicht angehen, daß 
diese Einwohnerzahl (des Statistischen Landesamtes) weiter 
bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen zugrunde gelegt 
wird, wo nachweislich die tatsächliche Einwohnerzahl bedeu­
tend höher liegt. Es wird höflichst gebeten, hier doch endlich 

eine Berichtigung durchzusetzen." 

Und . wenn das Statistische Landesamt dann 
nach eingehender ÜberpriHung keinen Anlaß ge­
sehen hat, die Einwohnerzahl zu berichtigen, 
folgt der Ausruf: 

"Jetzt ist es so gekommen, wie von hier immer vorausgesehen 
wurde: die Gemeinde erhält, wei I die unrichtige Einwohnerzahl 
zugrunde gelegt wurde, keinerlei Schlüs!;elzuweisungen für das 
Rechnungsjahr .... ". 

Angesichts der Kritik .und der weitgehenden 
Unkenntnis über die Methode der amtlichen 

eBevölkerungsfortschreibung soll im folgenden 
dargestellt werden, wie die Einwohnerzahlen 
laufend ermittelt werden, woraus sich die 
Unterschiede zwischen den von den Gemeinden 
ermittelten Werten und den amtlichen Zahlen 
ergeben, und weshalb Vergleiche nur mit 
äußerster Vorsicht angestellt werden sollten. 
- Noch eine Vorbemerkung: Das Statistische 
Landesamt hat bisher zu den Einzeleingaben 
der Gemeinden immer ausführlich Stellung 
genommen. Die folgenden Ausführungen sind 
insofern nicht als Sammelantwort zu verstehen, 
zumal die Verhältnisse von Gemeinde zu 
Gemeinde unterschiedlich liegen können und 
generelle Aussagen eben - wie in der Statistik 
üblich! - nur generell und sehr selten für 
den Einzelfall gelten. · 

Wie schreibt das Statistische Landesamt 
. die Bevölkerung fort? 

-Dem Statistischen Dienst in der Bundes­
republik ist im Jahre 1957 durch Gesetz 2 

aufgetragen worden, "bei der Fortschreibung 
des Bevölkerungsstandes die Einwohnerzahl 
jeweils auf der Grundlage der letzten all­
gemeinen Zählung der Bevölkerung nach 
den Ergebnissen der Statistik der natürlichen 
Bevölkerungsbewegung sowie der Wanderungs­
_statistik festzustellen" . Wenn bben gesagt 
wurde, daß d~e Vorbereitungsarbeiten für 
diese Fortschreibung . bereits im Jahre 1950 
soweit abgeschlossen waren, daß damals 
schon eine Fortschreibung in Gang kommen 
konnte 3, darf man davon ausgehen, daß. die 

2) Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fort­
schreibung des Bevölkerungsstande; vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetz­
blott I, Seite 694) 

3) Nach dem Gesetz für die Volkszählung 1950 (BGBI I. S. 335) war 
die Einwohnerzahl von den Statistischen Landesämtern mindestens 
einmal (ährlich einheitlich fortzuschreiben(§ 12) 

Zeit von 1950 - 1957 bereits eine Fülle von 
Erfahrungen gebracht hatte, nach denen die 
Methode der Fortschreibung auf ihre Brauch­
barkeit getestet werden konnte. Die Schwierig­
keiten lagen damals aber noch bei der 
Wanderungsstatistik. wegen · der unterschied­
lichen gesetzlichen Grundlagen für · die 
Erfassung der An- und Abmeldungen. In fast 
allen Ländern waren 1950 neue Melde­
ordnungen, die die alte Reichsmeldeordnung 
von 1938 ablösten, eingeführt. Lediglich in 
den damaligen Ländern Baden und Württem­
berg- Hohenzollern sowie· in Bayern galt noch 
die alte.. Reichsmeldeordnung. Die neuen 
Meldeordnungen fußten auf einem Entwurf 
des Länderrates und waren deswegen . im 
allgemeinen schon als einheitlich anzusehen. 
Eine brauchbare Basis für die Ermittlung ver­
gleichbarer Werte über die Zu- und Fortzüge 
wurde aber erst 1957/58 durch einen im 
Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der Innen­
ministerien der Länder erarbeiteten Modell­
entwurf eines Meldegesetzes geschaffen, dem 
die Länder bei der Verabschiedung der Melde­
gesetze sodann weitgehend folgten. 

Im Prinzip ist die Bevölkerungsfortschreibung 
nichts anderes als eine Folge von Additionen 
und Subtraktionen. Ausgehend von der bei 
einer Volkszählung ermittelten Einwohnerzahl 
e~ner bestimmten regionalen Einheit (Gemeinde, 
Kreis, Land) werden die Geburten und Zuzüge 
addiert und die Sterbefälle und Fortzüge 
subtrahiert. Am Ende dieser Rechenoperationen 
ergibt sich dann der neue Bevölkerungsstand. 
Das Verfahren sei an einem Beispiel ver­
deutlicht: 

Bei der letzten Volkszählung am 6. 6. 1961 wurde für Arnis -
die kleinste Stadt unseres Landes - eine Wohnbevölkerung von 
646 Personen ermittelt. in der Zeit vom 6. 6. 1961 bis 
31. 12. 1961 wurden 6 Kinder von in Arnis wohnenden Frauen 
geboren, 7 Personen starben. in der gleichen Zeit wurden 32 
Zuzüge nach und 27 Fortzüge aus Arnis registriert. 1962 buchte 
das Statistische Landesamt für Arnis 9 Geburten, 7 Sterbefälle, 

56 Zuzüg·e und 63 Fortzüge. 

Die Wohnbevölkerung am 31. 12: 196i und am 31. 12. 1962 
ergibt ·sich nun nach folgendem Rechengang: 

Wohnbevölkerung 6. 6. 196 7 646 

+ Lebendgeburten 6 
- Sterbefälle 7 - 1 Sterbeüberschuß 

+ Zuzüge 32 
- Fortzüge 27 + 5 Wanderungsgewinn 

Wohnbevölkerung 37. 12. 1967 650 

+ Lebendgeburten 9 
- Sterbefälle 7 + 2 Geburtenüberschuß 

+ Zuzüge 56 
- Fortzüge 63 - 7 Wanderungsverlust 

Wohnbevölkerung 31. 12. 1962 645 

Die statistische Erfassung der Geburten 
und Sterbefälle war bereits durch das 
Personenstandsgesetz von 18 75 ermöglicht 
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worden, das die standesamtliche Beurkundung 
jeder Geburt und jedes Sterbefalles zur 
Pflicht machte. Deswegen konnte sich die 
Statistik an diese standesamtlichen Regi­
strierungen anschließen und damit diese 
Komponente der Bevölkerungsbewegung - die 
"natürliche" schon verhältnismäßig früh 
messen. An eine vollständige· Fortschreibung 
war jedoch noch nicht zu denken, da die 
Wanderungsbewegung nicht im einzelnen erfaßt 
werden konnte. Hilfsweise ließ sich der 
Wanderungssaldo zwischen zwei Volks­
zählungen ermitteln, indem man von der 
Differenz zwischen zwei Zählungsergebnissen 
den Saldo aus Geburten und Sterbefällen 
absetzte. Die Restgröße ergab dann den 
Wanderungssaldo. Eine Fortschreibungs­
methode, die auch zwischen den Zählungen 
Einwohnerzahlen liefern soll, kann sich aber 
nur auf die Einzelerfassung der Zu- und 
Fortzüge stützen. Sie konnte daher auch 
erst in dem Augenblick realisiert werden, 
als durch die Meldegesetze die verwaltungs­
mäßige Erfassung aller .Zu- und Fortzüge 
vorgeschrieben wurde. 

Daß die aus den Registrierungen der Standes­
ämter gewonnenen Zahlen über Geburten 
und Sterbefälle vollständig sind, unterliegt 
keinem Zweifel, da die entsprechenden Vor­
schriften des Personenstandsgesetzes zwar 
nicht jedem geläufig, aber immerhin doch 
in das Bewußtsein eingedrungen sind. Mithin 
liefert die statistische Erfassung der Geburten 
und Sterbefälle eine sehr genaue Komponente 
der Bevölkerungsfortschreibung. 

Ermittlung der Wanderungsfälle 

Wie ist es nun mit den Zu- und Fortzügen? 
Der Einfachheit halber wird auf die Vor­
schriften des schleswig-holsteinischen Melde­
gesetzes 4 Bezug genommen, soweit sie 
überhaupt für das hier zu erörternde Problem 
von Bedeutung sind. Nach den Vorschriften 
hat jeder, der eine Wohnung bezieht, sich 
innerhalb einer Woche bei der zuständigen 
Meldebehörde anzumelden; wer aus einer 
Wohnung auszieht, hat sich ebenfalls inner­
halb dieser Frist bei der Meldebehörde 
unter Angabe seiner neuen Wohnung oder 
seines Verbleibs abzumelden. Wer eine 
Wohnung bezieht, aber eine andere Wohnung 
beibehalten will, muß bei der Anmeldung 
erklären, welche Wohnung seine Hauptwohnung 
ist. Die Erklärung kann bei derselben 
Behörde geändert werden. Die Meldung 
geschieht durch Abgabe des ausgefüllten, 
unterschriebenen Meldescheines. Form und 
Inhalt der Meldescheine sind in der Ersten 
Verordnung über die Durchführung des 

4) Gesetz über das Meldewesen (Meldegesetz) vom 25. März 1959 
(GVOBI. Schi.-H., S. 23) 

Meldegesetzes vom 22. April 1959 (GVOBl. 
für Schl. -H., S. 43) festgelegt worden. 

In den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zum Meldegesetz 5 ist bestimmt, daß die Mel­
debehörden monatlich je ein Stück aller An­
und Abmeldungen an das Statistische Landesamt 
zu übersenden haben.' Ausgenommen von dieser 
Regelung sind die Anmeldungen, die nur einen 
Wohnungswechsel innerhalb derselben Gemein-
de anzeigen (sog. Ummeldungen). Dem Statisti­
schen Landesamt ist auch dann ein Meldeschein 
zu übersenden, wenn die Meldebehörde von sich 
aus einen Fortzug feststellt (Abmeldungen von 
Amts wegen). In den A VV ist in Abschnitt C I 
unter c) auf die Bedeutung der vollständigen 
Ausfüllung der Meldescheine für die Wande­
rungsstatistik und die Bevölkerungsfortschrei­
bung hingewiesen. Um die Fehlerquellen, die 
sich aus gleichlautenden Ortsnamen oder bei 
der Angabe von Ortsteilen ergeben, auszu­
schalten, wir.d die bisherige und die neue Wohn­
gemeinde auf den An- und Abmeldescheinene 
durch einen Stempel mit der Gemeindekenn­
ziffer vermerkt. Durch Verwendung dieses 
Stempels, dessen achtstellige Ziffer jede Ge­
meinde in der Bundesrepublik eindeutig bezeich­
net, wird z. B. vermieden, daß für die Gemein-
de Hohenfelde im Kreise Stormarn (01/ 1/46/ 145) 
ein Fortzug gebucht wird, der richtig für Ho­
henfelde, Kreis Steinpurg (01/ 1/45/ 146) zu 
buchen wäre. Daß in jedem Falle die Ver­
wendung des Stempels notwendig ist, zeigt das 
Beispiel dieser beiden Gemeinden besonders 
deutlich. Bei gleichen Namen der Gemeinden 
ähneln sich die Kennziffern so sehr, daJ3 bei 
handschriftlicher Eintragung durch ein einfa­
ches Vertauschen Fehler in die Wanderungs­
statistik und damit in die Fortschreibung der 
Einwohnerzahl kommen können. 

Im Statistischen Landesamt werden die monat­
lich von den Meldeämtern über die Kreise ein- A 
gesandten Meldescheine zunächst nach der­
Farbe in Anmeldungen (weiß) und Abmeldungen 
(grün) getrennt. Die weitere Bearbeitung kon­
zentriert sich auf die Anmeldungen. Ab mel­
dungen werden nur in den Fällen ausgewertet, 
wo wegen der Eigenart des Wanderungsvorgangs 
keine Anmeldung anfällt. Eine Anmeldung ist 
nicht erforderlich, wenn jemand aus efuer Ne­
benwohnung in die Hauptwohnung zurückkehrt. 
Bereits bei Begründung einer Nebenwohnung ist 
eine Abmeldung am Ort der beibehaltenen 
Hauptwohnung nicht erforderlich; mithin ergibt 
sich auch keine Anmeldepflicht bei Rückkehr. 
Um einen solchen Wanderungsfall dennoch 
bearbeiten zu können, ist die Auswertung des 
Abmeldescheines erforderlich. Ebenso muß 
der Abmeldeschein ausgewertet werden, wenn 
eine Person über die Grenzen des Bundesgebie-

5) -;:.vvzMeldegesetz vom 25. März 1959 (GVOBI. Schi.-H.
1 

S. 23) 
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tes verzieht, da für diese Fälle den Statisti­
schen Landesämtern keine Anmeldescheine zu­
gehen. 

Warum beschränkt man sich bei der Wande­
rungsstatistik auf die Anmeldungen? Führt das 
nicht zu Fehlern? 

In der Entwicklung der Bevölkerungsfortschrei­
bung hat es anfangs tatsächlich einmal die dop­
pelte Auswertung sowohl der An- als auch der 
Abmeldescheine gegeben. Dabei hat sich jedoch 
sehr bald gezeigt, daß die Wanderungen inner­
halb eines Landes (Binnenwanderung) durch die 
Abmeldungen nur unvollständig erfaßt werden 
konnten. Normalerweise müßte sich bei den 
Binnenwanderungsfällen die Zahl der Zu- und 
Fortzüge ausgleichen. Tatsächlich war dieser 
Ausgleich aber nie zu erzielen. Der entschei­
dende Grund ist darin zu sehen, daß jedem die 
Notwendigkeit einer Anmeldung wegen der ver­
schiedenen damit verbundenen Rechte für den 
einzelnen Bürger eingeht, während die Notwen-

. digkeit einer Abmeldung nicht so selbstver-e ständlich gesehen wird. Die Anmeldung wird 
spätestens dann nachgeholt, wenn jemand z. B. 
keine Lohnsteuerkarte bekommt und damit ein 
Arbeitsverhältnis nicht begründet werden kann. 
Darüber, wie viele Abmeldungen unterblieben 
sind, liegt leider auch aus den Anfangszeiten 
der Wanderungsstatistik kein Material mehr 
vor. An Hand der Einzelfälle in den Gemeinden 
wird aber jeder mit dem Meldewesen Befaßte 
erkennen können, daß Abmeldungen" von Amts 
wegen" anläßlich nicht ,zustellbarer Wahl­
benachrichtigungen, Lohnsteuerkarten usw. 
weitaus häufiger sind als Anmeldungen "von 
Amts wegen". Der Statistische Dienst hat sich 
deswegen auf die vollständigere Erfassungs­
möglichkeit der Wanderungen mittels der An­
meldungen festgelegt. 

Nun erhebt sich natürlich die Frage, wie sämt­
liche Wanderungsvorgänge registriert werden 

Akönnen, wenn im Statistischen Landesamt im 
-Grundsatz nur die Anmeldungen in den Gemein­

den des Landes registriert werden. Das Stati­
stische Landesamt bucht bei den Umzügen. in 
seinem Bereich jeden Fall für die Herkunfts­
und Zielgemeinde. Es kann aber im Falle eines 
Zuzuges aus Bayern in eine schleswig-holstei­
nische Gemeinde naturgemäß nur den Zuzug in 
Schleswig-Holstein registrieren. Die Zustän­
digkeit für die Buchung des Fortzuges aus der 
bayerischen Gemeinde liegt beim Bayerischen 
Statistischen Landesamt. Hier arbeiten nun die 
Statistischen Landesämter zusammen. Im Au­
genblick, wo der Zuzug für Schleswig- Holstein 
registriert wird, muß aus rein buchungstechni­
schen Gründen auch der Fortzug für Bayern ge­
zählt werden. Da die Fälle maschinell verarbei­
tet werden, fertigt das Statistische Landesamt 
Schleswig- Holstein für den Zuzug aus Bayern 
einen Buchungsbeleg in Form einer Lochkarte 

an, in der die. (bayerische) Herkunfts- und 
(schleswig-holsteinische) Zielgemeinde enthal­
ten ist. Dieser Beleg - entstanden durch den 
Anmeldebeleg bei uns - geht an das Bayerische 
Statistische Landesamt und wird dort für die 
Buchung des Fortzuges verwendet. Durch dieses 
Austauschverfahren zwischen den Statistischen 
Landesämtern ist es möglich, bei Beschrän­
kung auf einen Meldeschein die Wanderungen 
zwischen den einzelnen Bundesländern komplett 
zu erfassen und damit die Bevölkerungszahl 
richtig fortzuschreiben. Analog wird natürlich 
verfahren, wenn bei uns eine Abmeldung vom 
Ort der zweiten Wohnung bei Rückkehr in die 
Hauptwohnung in einem anderen Bundesland 
bearbeitet wird. 

Bevölkerungsbegriff 

Nachdem die einzelnen Fortschreibungselemen­
te (Geburten und Sterbefälle, Zu- und Fortzüge) 
im Statistischen Landesamt gebucht sind, ist 
die Bevölkerungsfortschreibung für die Ge­
meinden ein reines Rechenwerk (wie oben be­
schrieben). Ausgangszahl ist in jedem Falle 
das Ergebnis der letzten Volkszählung - die 
Wohnbevölkerung. Sie war 1961 wie folgt er­
mittelt worden: Alle Personen, die nur eine 
Wohnung hatten, gehörten zur Wohnbevölkerung 
der Gemeinde, in der diese Wohnung lag. Des 
weiteren gehörten zur Wohnbevölkerung Perso­
nen mit mehreren Wohnungen, wenn sie von der 
Wohnung in der betreffenden Gemeinde ihrer 
Arbeit oder Ausbildung nachgingen oder sonst 
überwiegenden Aufenthalt in dieser Gemeinde 
hatten. Anders herum gesehen: nicht zur Wohn­
bevölkerung einer Gemeinde gehörten die in den 
Haushaltslisten erfaßten Personen, die angege­
ben hatten, von einer Wohnung oder Unterkunft 
in einer anderen Gemeinde normalerweise ihrer 
Arbeit nachzugehen oder sich dort überwiegend 
aufzuhalten. In dieser Definition der Wohnbe­
völkerung spielt also die Wohnung eine wichtige 
Rolle. Es läge nun nahe, daraus zu schließen, 
daß auch bei der Wanderungsstatistik die Haupt­
und Nebenwohnung für die Zuordnung zur Wohn­
bevölkerung berücksichtigt würde. Dazu ist fol­
gendes zu sagen: Die Angaben über die Haupt­
und Nebenwohnung im Meldeschein sind nur 
dann von Bedeutung, wenn es darum geht, fest­
zustellen, ob ein Abmeldeschein ausgewertet 
werden muß (siehe oben z. B. bei Rückkehr in 
die Hauptwohnung). Tatsächlich genügt es aber 
für die Fortschreibung zu wissen, daß jemand 
zu- oder fortgezogen ist. Anmeldungen erfol­
gen nur, wenn jemand eine Wohnung bezogen 
hat. Liegt diese Wohnung außerhalb der bis­
herigen Wohngemeinde, so wird davon ausge­
gangen, daß die Person ihren gewöhnlichen 
Aufenthaltsort gewechselt hat. Man vernach­
lässigt also für die Fortschreibung, ob sie sich 
mit Hauptwohnung oder mit Nebenwohnung in 
der anderen Gemeinde anmeldet. Tr.otz Nicht-

-191-



beachtung der Angaben über Haupt- und Neben­
wohnung in den Meldescheinen kommt man 
praktisch zu gleichen Ergebnissen, wie wenn 
man den ursprünglichen Bevölkerungsbegriff 
der Volkszählung verwendete, da angenommen 
werden kann, daß die Person von der neuen, 
zuletzt begründeten Wohnung aus ihrer Arbeit 
nachgeht oder diese als überwiegenden Mittel­
punkt ihres Lebens ansieht. 

Die exakte Definition der Wohnbevölkerung bei 
einer Volkszählung dient, unabhängig von allen, 
sachlichen Gründen, die für die eine oder ande­
re Definition sprechen könnten, dazu, die Ge­
nauigkeit der Zählung zu gewährleisten. Zur 

. Genauigkeit einer Großzählung gehört auf jeden 
Fall, daß jede Person nur einmal in die Ge­
samtmasse der Einwohner einbezogen wird. 
Dieses Genauigkeitserfordernis zwingt prak­
tisch zu einer Entscheidung, wo die Personen 
mit mehreren Wohnungen in verschiedenen Ge­
meinden zur Bevölkerung gezählt werden sol­
len. Die Entscheidung ist bei den letzten Zäh­
lungen immer dahingehend getroffen worden, 
daß die Personen am Ort derjenigen"Wohnung 
gezählt werden, von der aus sie zur Arbeit ge­
hen oder die sie als den gegenwärtigen Mittel­
punkt ihres Lebens ansehen. Wenn man das 
Erfordernis, jede Person nur einmal zu zählen, 
auf die Fortschreibung überträgt, so ist bei 
der Methode der gleichzeitigen Buchung von 
Zu- und Fortzügen auf Grund nur eines (An­
oder Ab-) Meldescheines das Prinzip aus der 
Volkszählung (einmalige Zuordnung) gewahrt. 

Nach diesem in den Grundzügen dargestellten 
Verfahren ermittelt das Statistische Landesamt 
monatlich die Einwohnerzahlen für jede Ge­
meinde des Landes. Die Gemeinden erhalten 
jeweils zum Quartalsende über den Landrat die 
Einwohnerzahlen für ihre Gemeinde mitgeteilt. 
Grundlage für die Berechnung der im Finanz­
ausgleich den einzelnen Gemeinden zuzuwei­
senden Geldmittel bilden die Einwohnerzahlen 
jeweils zum 31. 3. Laufend können die Einwoh­
nerzahlen der Gemeinden benötigt werden für 
die Eingruppierung der büroleitenden Beamten, 
der Bürgermeister usw. Unabhängig von diesen 
allgemeinen Verwaltungszwecken liefert die 
Bevölkerungsfortschreibung nach Gemeinden 
im Vergleich über mehrere Jahre ein Bild über' 
die Verteilung der Menschen in unserem Lan­
de nach kleinen regionalen Einheiten. Dieser 
mehr wissenschaftliche Zweck der Bevölke­
rungsfortschreibung tritt aber nach den Erfah­
rungen weit hinter den rein finanzpolitischen 
Zweck zurück. Es sei darauf hingewiesen, daß 
die Einwohnerzahlen der Gemeinden auch 
außerhalb der Finanzsphäre von Bedeutung sind 
z. B. für die Einteilung der Wahlkreise, für die 
Festlegung der Zahl der in den Gemeinden zu 
wählenden Gemeindevertreter sowie für die 
Einordnung der Gemeinden in bestimmte Orts-

klassen. Letztlich ist aber die Geldseite ent­
scheidend für das große Interesse, das die Ge­
meindeverwaltungen der Wohnbevölkerung des 
Statistischen Landesamtes entgegenbringen, 
und das offensichtlich sofort nach Bekanntwer­
den eines Fortschreibungsergebnisses dazu 
führt, daß man feststellt, wieviel Einwohner 
die Gemeinde denn nach den "eigenen Ermitt­
lungen" habe. Damit kommen wir zu der Frage, 
ob es den Gemeinden überhaupt möglich ist, 
eine mit den Ergebnissen des Statistischen 
Landesamtes vergleichbare Einwohnerzahl 
festzustellen. 

Statistik nach dem Melderegister? 

Die Melderegister bei den Gemeinden oder bei 
den Ämtern enthalten nach den Richtlinien für 
die Führung der Karteien für jede Person eine 
besondere Karte (Ausnahmen sind unverheira­
tete Kinder, die auf der Karte des Vaters oder 
der Mutter eingetragen sind). Auf diesen Regi­
sterkarten findet· sich neben den allgemeinen 
Angaben zur Person auch die Angabe, ob der­
Meldepflichtige mehrere Wohnungen hat und 
welche ·davon die Hauptwohnung ist. Verzieht 
nun jemand nach außerhalb und meldet er sich 
bei der Meldebehörde ab, so wird die neue 
Wohnung auf der Karteikarte zunächst vorläufig 
mit Bleistift und nach Eingang der Rückmeldung 
endgültig eingetragen. Nach Eingang der Rück­
meldung ist die. Karteikarte aus dem Haupt­
register zu entfernen und in das Nebenregister 
einzuordnen. Daraus folgt, daß das Hauptregi­
ster einen Überblick über die überhaupt in der 
Gemeinde gemeldeten Personen geben kann und 
bei Berücksichtigung der Eintragungen über 
weitere Wohnungen in anderen Gemeinden auch 
die Möglichkeit bietet, einen bestimmten Be­
völkerungsbegriff auszuzählen, der in allen 
Gemeinden der Bundesrepublik bei der Auszäh­
lung der Melderegister zum gleichen Stichtag 
angewendet, eine hinreichend genaue Gesamt­
einwohnerzahl ermitteln ließe, wenn . . . e 
Wenn alle Wanderungsvorgänge ihren Nieder­
schlag sowohl in einer An- als auch in einer 
Abmeldung fänden! Es ist ganz klar, daß nicht 
bekanntwerdende Zuzüge od~r Fortzüge die 
Ermittlung wirklichkeitsnaher Einwohnerzahlen 
unmöglich machen. Insoweit haben die Gemein­
den und das Statistische Landesamt die gleichen 
Erfassungslücken. Entscheidend ist aber, daß 
die Gemeinden nicht über jeden Fortzug infor­
miert sind, da nach unseren Erfahrungen die 
"Abmeldemoral11 in der Bevölkerung ausge­
sprochen schlecht ist. Bei örtlichen Prüfungen 
konnte wiederholt nachgewiesen werden, daß 
Personen noch im Melderegister geführt wur­
den, die bei Besuch in der Wohnung nicht anwe­
send waren und ·schon längere Zeit woanders 
wohnten. Das Melderegister teilt mithin das 
Schicksal vieler Karteien: sie sind nur mange!-
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haft auf dem laufenden zu halten. Und das nicht 
wegen der Schwierigkeit der laufenden Ein­
arbeitung von Veränderungsanzeigen, sondern 
wegen tatsächlich nicht erhaltener Kenntnis von 
Fortzügen. Bei einer Auszählung der Melde­
register wird deswegen eine Person in zwei 
(oder. mehr!) Gemeinden gezählt, weil sie je­
weils unabgemeldet verzogen ist, sich aber in 
der neuen Gemeinde ordnungsgemäß angemel­
det hat. Das Statistische Landesamt hat die­
se Person auf Grund der Anmeldung jeweils 
in der neuen Gemeinde als Zuzug gezählt und 
der Fortzugsgemeinde abgebucht. Nun werden 
Kenner des Melderechts einwenden, daß die 
Zuzugsgemeinde ja verpflichtet ist, der Her­
kunftsgemeinde durch eine Rückmeldung Nach­
richt von dem Zuzug zu geben. Wer diesen 
Einwand erhebt, beac.htet sicher auch die ent­
sprechenden Vorschriften. Nur ist nach den 
Erfahrungen zu vermuten, daß nicht alle Ge­
meinden mit gleicher Sorgfalt die Meldevor­
schriften befolgen. Der Schluß des letzten Ab-

A satzes inuß also ergänzt werden mit: " ... wenn. 
W durch eine Verbesserung des Rückmeldeverfah­

rens dafür gesorgt würde,· daß jede Person ·nur 
in einer Gemeinde gezählt werden kann und 
Doppelerfassungen ausgeschlossen sind" 

Wegen dieser bisher noch verbreiteten Doppel­
zählungen in den Melderegistern (selbst für 
Personen, die nur eine Wohnung haben!), kön­
nen die Karteien nicht für statistische Auszäh­
lungen verwendet werden, wenigstens nicht für 
solche, die mit der amtlich fortgeschriebenen 
Wohnbevölkerung verglichen werden sollen. 
Jede Gemeinde kann beim Verteilen der Lohn­
steuerkarten oder der Wahlbenachrichtigungen 
feststellen, wieweit ihr Melderegister noch den· 
tatsächlichen Verhältnissen entspricht oder mit 
"Karteileichen" belastet ist. Der Rücklauf un­
zustellbarer Karten gibt einen Anhaltspunkt für 
das Ausmaß der ungerechtfertigten Überhöhung 
der Melderegister. 

e Weil die Melderegister aber schon a priori 
überhöhte Bestände nachweisen, müssen sie 
auch bei Auszählung eines ungefähr dem. Volks­
zählungskonzept entsprechenden Personenkrei­
ses (Personen mit alleiniger Wohnung in der 
Gemeinde X plus Personen mit mehreren Woh­
nungen, die ihre - in der Regel zuletzt bezoge­
ne - Nebenwohnung in der Gemeinde X haben 
= Wohnbevölkerung der Gemeinde X) höhere 
Zahlen liefern, als das Statistische Landesamt 

· in der laufenden Fortschreibung festgestellt 
hat. Da nun der Gemeinde die mögliche Ver­
zerrung der Zahlen nach dem Register nicht 
bekannt ist, ist die Folge der Auszählung ge­
wöhnlich ein Brief der eingangs erwähnten Art. 
Der Gerechtigkeit halber muß hier gesagt wer­
den, daß auch schon einige Gemeinden die amt­
liche Bevölkerungszahl angezweifelt haben, 
weil sie zu hoch war! 

Ursachen der Differenzen 

Wohin führt nun eine Beanstandung der vom 
Statistischen Landesamt ermittelten Wohn­
bevölkerung auf Grund von Auszählungen aus 
dem Melderegister? Zunächst einmal bei den 
mit der Bevölkerungsfortschreibung betrauten 
Bediensteten zu einer intensiven Selbstprüfung. 
Jeder kann bei seiner Arbeit Fehler machen 
oder übersehen. Bei der Masse der für die 
laufende Bevölkerungsstatistik zu bearbeiten­
den Zählblätter und Meldescheine sind Fehler 
nicht von vornherein auszuschließen. Ist aber 
nach eingehender Kontrolle der hier in den 
letzten Monaten oder sogar Jahren gebuchten 
Geburten, Sterbefälle, Zuzüge und Fortzüge 
aus der allgemeinen Entwicklung in der betref­
fenden Gemeinde nicht zu erkennen, daß irgend­
wann einseitige Fehler zu Lasten dieser Ge­
meinde gemacht worden sind, so wird dem be­
schwerdeführenden Bürgermeister oder der 
Amtsverwaltung schriftlich die Methode der 
Fortschreibung erläutert und auf mögliche 
methodische Unterschiede der Auszählung und 
der Fortschreibung hingewiesen. In der Regel 
wird gleichzeitig eine Übersicht über die Be­
völkerungsentwicklung der Gemeinde seit der 
Volkszählung übersandt. Die Gemeinde wird 
gebeten, ihre ermittelten Fortschreibungs­
zahlen mit den Einzelpositionen dieser Aufstel­
lung zu vergleichen .und das Ergebnis mitzutei­
len. Liegen dann beide Aufstellungen wieder 
vor, so können wir in der Regel folgendes fest­
stellen: 

Beiden Zahlenreihen liegen die gleichen Ein­
wohnerzahlen aus der Volkszählung 1961 zu-

. grunde. Das ist gar nicht so selbstverständ­
lich, wie es klingt. Viele Gemeinden haben für 
ihre interne Fortschreibung die Tatsache der 
Volkszählung nicht berücksichtigt, sondern 
schreiben weiterhin fort auf Grund alter Zahlen 
einer Personenstandsaufnahme oder einer ein­
maligen Karteiauszählung. Die Folge davon ist 
zumeist schon eine zu hohe Ausgangsbasis. 
Eine derartige Fortschreibung kann natürlich 
niemals · mit den amtlichen Daten in Einklang 
stehen. 

Stimmen die Ausgangszahlen überein, so wird 
verglichen, ob die registrierten Geburten und 
Sterbefälle unseren Zahlen entsprechen. Diese 
Übereinstimmung ist im allgemeinen sehr 
genau. Differenzen iri einzelnen Monaten treten 
höchstens dadurch auf, daß das Statistische 
Landesamt eine Geburt oder einen Sterbefall 
außerhalb rler Wohngemeinde u. U. etwas eher 
buchen kann als die Meldebehörde selbst. Der 
Standesbeamte hat bei jedem Personenstands­
fall ein statistisches Zählblatt auszufüllen und 
dieses unmittelbar an das Statistische Landes­
amt zu übersenden. Daneben muß er der für 
den Wohnsitz der Kindesmutter oder des Ver­
storbenen zuständigen Meldebehörde die Geburt 
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oder den Sterbefall mitteilen. Da es sich hier 
um zwei verschiedene Meldevorgänge handelt, 
können die Buchungen im Statistischen Landes­
amt und in der Gemeinde zeitlich auseinander­
fallen. Manchmal ist auch besonders bei Gebur­
ten und Sterbefällen in anderen Bundesländern 
die Meldebehörde früher unterrichtet als die 
Statistik, die hier auf den Zählkartenaustausch 
zwischen den Statistischen Landesämtern ange­
wiesen ist und vielleicht einen "Irrläufer" erst 
mit arger Verspätung erhält. 

Von diesen Überschneidungen abgesehen, kann 
die Statistik der natürlichen Bevölkerungs­
vo·rgänge im allgemeinen nicht als Ursache für 
Abweichungen zwischen den Zahlen der Ge­
meinden und der amtlichen Wohnbevölkerung 
angesehen werden. Anders steht es aber bei 
der. Wanderungsbewegung. Die von den Ge­
meinden mitgeteilten Zahlen über die monat­
lichen Zuzüge stimmen noch relativ gut mit den 
Zahlen des Statistischen Landesamtes überein. 
Jedoch hat das Statistische Landesamt auch 

·hier häufig mehr Fälle registriert, als von den 
Gemeinden angegeben wurden. Der Grund dafür 
ist in der melderechtliehen Bestimmung zu 
sehen, nach der eine Anmeldepflicht nicht be­
steht, wenn jemand vom Ort seiner bisherigen 
Nebenwohnung zurückkehrt in die beibehaltene 
Hauptwohnung. In diesem Falle hat die Gemein­
de der Hauptwohnung keine Kenntnis von dem 
Zuzug. Das Stdtistische Landesamt aber regi­
striert diesen Wanderungsvorgang durch Aus­
wertung des Abmeldescheines und schreibt der 
Gemeinde der Hauptwohnung einen Zuzug gut, 
zu Lasten der Gemeinde der aufgegebenen Ne­
benwohnung. Eigentliche Fehlregistrierungen 
von Zuzügen bei den Gemeinden sind letztlich 
nur denkbar in den Fällen, wo ein auswärts 
geborenes Kind noch einmal in der Gemeinde 
angemeldet wird. In diesem Falle würde das 
Statistische Landesamt die Geburt bereits auf 
Grund der standesamtlichen Meldung gebucht 
haben, so daß durch die spätere Ausfüllung 
eines Meldescheines eine echte Doppelzählung 
bei der Gemeinde einträte. Um derartige Feh­
ler zu vermeiden, wird im Statistischen Lan­
desamt jeder Meldeschein von Neugeborenen 
mit den Geburtenmeldungen verglichen, um · 
festzustellen, ob tatsächlich ein echter Wand~-. 
rungsvorgang vorliegt oder ob die Geburt be­
reits auf Grund der standesamtlichen Meldung 
für die betreffende Gemeinde gezählt worden 
ist. Auch bei den Zuzügen sind wie bei den 
Geburten und Sterbefällen zeitliche Verschie­
bungen möglich, wenn in der gemeindlichen 
Fortschreibung der Tag des tatsächlichen Ein­
zugs in die Wohnung zugrundegelegt wird, falls 
die Anmeldung erst mit erheblicher Verspätung 
abgegeben wurde. Es liegt auf der Hand, daß 
das Statistische Landesamt im Interesse einer 
laufenden aktuellen Fortschreibung verspätet 
abgegebene Anmeldungen nicht mehr rückwir-

kend für einen bestimmten Monat buchen kann, 
sondern diese für den jeweils gerade bearbei­
teten Monat berücksichtigt. Genauso können 
zeitweilige Abweichungen nicht ausgeschaltet 
werden, die darauf beruhen, daß die Melde­
scheine von der Meldebehörde nicht termin­
gerecht oder unvollständig an das Statistische 
Landesamt übersandt werden und somit erst 
im folgenden Monat· berücksichtigt werden 
können. 

Damit bleibt als letzte Ursache für echte 
Differenzen zwischen den amtlichen Registrie­
rungen und denen der Gemeinden die Statistik 
der Fortzüge. Hier liegen .auch tatsächlich die 
Abweichungen zwischen den · beiden Bevölke­
rungszahlen begründet. Es wurde oben bereits; 
darauf hingewiesen, daß der statistische Dienst 
wegen der Erfassungsmängel bei den Abmel­
dungen sich auf die Auswertung der Anmeidun-
gen festgelegt hat. Da die Gemeinden ihre Fort­
züge aber nur auf Grund der bei ihnen einge­
reichten Abmeldescheine oder der nachträglich­
eingehenden Rückmeldungen zählen können, 
bleibt die statistische Erfassung dort auf jeden 
Fäll lückenhaft. Die gemeindliche Fortschrei­
bung berücksichtigt demgemäß immer zu wenig 
Fortzüge. Bei gleicher Ausgangszahl und auch 
sonst gleichen Veränderungen muß das Statisti­
sche Landesamt daher immer ein niedrigeres 
Endergebnis ermitteln alsdie Gemeinden. 

Bei der Auswertung der Anmeldescheine wer-
den nur abgeschlossene Wanderungsvorgänge 
registriert, d. h. jede Person wird erst dann 
für die neue Gemeinde als Zuzug und für die 
bisherige als Fortzug gezählt, wenn sie nach 
einem Wohnsitzwechsel zur Anmeldung kommt. 
Durch eine methodische Angleichung könnten an 
dieser Stelle die ·Differenzen zwischen den 
internen Fortschreibungen der Gemeinden und 
der amtlichen Fortschreibung minimiert wer­
den, wenn es gelänge, alle Meldeämter von der 
Notwendigkeit einer unverzüglichen Rückmel- e 
dung an die Herkunftsgemeinde zu überzeugen. 

Diese Verbesserung des Rückmeldeverfahrens 
ist eine notwendige, aber noch nicht hinrei­
chende Bedingung für eine Angleichung der 
Methoden. Entscheidend wäre noch, daß die 
Gemeinden in ihrer Fortschreibung Fortzüge 
erst dann buchen, wenn eine Rückmeldung ein­
gegangen ist. Da hierbei jedoch zeitliche Ver­
zögerungen in Kauf genommen werden müssen, 
ist eine laufende (z. B. monatliche) Fortschrei­
bung bei den Gemeinden mit ganz erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden, da die Rückmel-: 
dung möglicherweise doch erst viel später bei 
den Gemeinden eingeht und dann noch für einen 
zurückliegenden Monat gebucht werden muß. Im 
übrigen ist es sehr fraglich, ob sich ein der­
artiger Verwaltungsaufwand für eine Fort­
schreibung in den Gemeinden lohnt, wenn der 
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statistische Dienst über ein bewährtes und aus­
gereiftes System für die Bevölkerungsfort­
schreibung verfügt. 

Zusammenfassung 

Das Statistische Landesamt erfüllt seine aus 
dem bevölkerungsstatistischen Gesetz resultie­
rende Verpflichtung zur Fortschreibung der 
Einwohnerzahlen nach Gemeinden mit größt­
möglicher Genauigkeit. Es garantiert zusam­
men mit den statistischen Amtern der übrigen 
Bundesländer ·eine "gerechte" Behandlung aller 
Gemeinden durch die Ermittlung einer defini­
tionsgleichen Wohnbevölkerung, in der jeder 
Einwohner nur einmal erfaßt wird. Die Zahlen 
gestatten Vergleiche von Ort zu Ort und können 
daher als Verteilungsmaßstab z. B. beim Fi­
nanzausgleich herangezogen werden. Der Ge­
setzgeber hat das amtliche Fortschreibungs­
ergebnis für verschiedene Zwecke als Bemes­
sungsgrundlage festgelegt. Insofern können ge-

6meindeinterne Ermittlungen nicht .. maßgebend 
Wsein, wenngleich sie u. U. eine Uberprüfung 

der amtlichen Zahlen auslösen können. 

Auszählungen aus dem Melderegister könnten 
eine Ermittlung der "tatsächlichen" Einwohner­
zahl gewährleisten, wenn es gelänge, über alle 
Umzüge Informationen zu bekommen. Dazu 
wäre eine· exakte Befolgung aller melderechtli­
ehen Vorschriften sowohl bei der Bevölkerung 
als auch im Verkehr zwischen den Meldebehör­
den (Rückmeldung!) anzustreben. Dadurch 
könnte möglicherweise eine bessere Überein­
stimmung der Karteiauszählungen mit der amt­
lichen Fortschreibung erreicht werden. 

Die derzeit bestehenden methodischen Unter­
schiede lassen es nicht zu, gemeindeeigene 
Auszählungen für die Korrektur der amtlichen 
Zahlen ohne weiteres anzuerkennen. Wenn die 
Fortschreibung für eine Gemeinde nach oben 
korrigiert wird, muß gleichzeitig bei einer 
anderen Gemeinde (oder mehreren) eine ent­
sprechende Minuskorrektur vorgenommen wer­
den. Das kann ohne Einzelnachweis von Fehl­
buchungen nicht geschehen, wenn man nicht die 
amtliche Fortschreibung dem Verdacht der 
Willkür aussetzen will. 

Oipi.-Volksw. Klaus Kamp 

Die Schüler in allgemeinbildenden Schu1en 1966 

Die Zahl der Schüler in allgemeinbildenden 
Schulen hat im letzten Jahr in Schleswig­
Holstein zugenommen. Nach einem vorläufigen 
Ergebnis wurden die öffentlichen allgemein­
bildenden· Schulen - und nur. diese Schulen 
werden hier erwähnt im Mai 1966 von 
8 900 Schülern mehr besucht als im Mai 
1965. Diese Zunahme setzte sich zusammen 

•

aus 5 800 Volksschülern, 400 Sonderschülern, 
300 Realschülern und 2 300 höheren Schülern. 

Die Zahl der Schüler in öffentlichen Volks-
schulen - die Aufbauzugs- und die Sonder­
schulklassen sind nicht einbezogen - kletterte 
von 213 900 im Mai 1965 auf 219 700 im 

Anfang Mai 

1965 1966 Zunahme 

in 1 000 

Schüler in öffentlichen 

Volksschulen 213,9 219,7 2,7% 

Sanderschulen und 
Sanderschulklassen 10,8 11,2 3,7% 

Realschulen und Aufbauzügen 41,2 41,5 0,6% 

Abendrealschulen 0,09 0,18 

G.y.mnasien 34,5 36,7 6,6% 

Abendgymnasien 0,23 0,27 

Mai 1866. Für diese Entwicklung war die 
Tatsache <?-Usschlaggebend, daß die Zahl 
der Schulanfänger größer war als die der 
Schulentlassungen und die der Übergänge 
auf weiterführende Schulen zusammen. Im 
Frühjahr 1966 haben die Volksschulen 38 200 
Schulanfänger aufgenommen, das sind 3 300 
mehr ·als 1965. Diese Zunahme ist zum Teil 
auf demographische Gründe zurückzuführen. 
Die Kinder des Geburtsjahres 1959 wurden 
im Frühjahr 1966 schulpflichtig. D:leser 
Geburtsjahrgang ist aber stärker besetzt 
als der Jahrgang 1958, dem die Schul­
pflichtigen des Vorjahres angehörten. Hinzu 
kömmt, daß das Kultusministerium den 
Eltern eine möglichst frühzeitige Einschulung 
der Kinder empfohlen hatte, weil zunächst 
die Schuljahrsumstellung durch ein Lang­
schuljahr geplant war und die nächste Ein­
schulung dann erst im Herbst 1967 möglich 
gewesen wäre. Viele Eltern sind dieser 
Empfehlung nachgekommen und haben ihre 
Kinder für eine vorzeitige Einschulung 
angemeldet. Durch die dann beschlossene 
Einführung von zwei Kurzschuljahren ist 
jetzt jedoch eine Einschulung zum 1. Dezember 
1966 vorgesehen. Daraufhin. hat ein großer 
Teil der Eltern die Meldung für die vor­
zeitige· Einschulung wieder zurückgezogen, 
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ein kleiner Teil blieb aber bei seiner Ent­
scheidung und schickte die Kinder vorzeitig 
in die Schule. 

Die Zahl der Schulentlassungen aus den 
Volksschulen nach erfüllter Schulpflicht weist 
eine leicht rückläufige Tendenz auf, was 
gleichfalls mit der unterschiedlichen Besetzung 
der jeweils zur Entlassung anstehenden 
Geburtsjahrgänge zusammenhängt. Während 
·im Frühjahr 1966 nach Schätzung der Schulen 
18 700 Volksschüler entlassen wurden, werden 
beim nächsten Entlassungstermin, der durch 
die Kurzschuljahre vom Frühjahr 196 7 auf 
den November 1966 vorverlegt wird, voraus­
sichtlich nur 17 600 Schüler die Volksschule 
verlassen. Auf der Verlustseite für die 
Volksschule stehen neben den Schulent­
lassungen als zweiter Posten die Übergänge 
auf weiterführende Schulen. Im Frühjahr 
1966 hatten 13 600 Volksschüler die Aufnahme­
prüfung für die Sexta des Gymnasiums, für 
die fünfte Klasse der Realschule oder für 
die 7. Klasse des Aufbauzuges bestanden. 
Die Übergänge auf die weiterführenden Schulen 
haben sich in den letzten Jahren außer­
ordentlich günstig entwickelt. Noch vor vier 
Jahren, nämlich 1962, wechselten 38o/o der 
Schüler der 4. Volksschulklasse auf eine 
weiterführende Schule über. Heute beträgt 
diese Übergangsquote bereits 46o/o. 

Das Sonderschulwesen konnte weiter ausgebaut 
werden. Im Mai 1966 besuchten 11 200 Kinder 
eine Sonderschule oder eine Sonderschulklasse, 
das sind 400 Schüler mehr als 1965. Damit 
:waren von 100 Schülern, die eine öffentliche 
allgemeinbildende Schule besuchten, sowohl 
1965 als auch 1966 4 in einer Sonderschule. 

Von allen Schularten weisen die Realschulen 
(einschließlich Aufbauzüge) im letzten Jahr 
die geringste Zuwachsrate bei den Schülern 
auf. Sie betrug weniger als 1 o/o. Auch in 
den zurückliegenden Jahren waren die Schüler­
zahlen in diesen Schulen recht stabiL Die 
Realschulen, zusammen mit den Aufbauzügen, 
hatten zwischen 1962 und 1966 bei leicht 
.steigender Tendenz im Schnitt 41 000 Schüler. 
Daß aber auch diese Schulart nicht stagniert, 
läßt sich an den steigenden Übergängen aus 
Volksschulen ablesen. Vernachlässigt man, 
daß die Schüler ers·t nach 6 Grundschuljahren 
in den Aufbauzug übernommen werden, und 

nimmt man als Bezugszahl auch hier die 
Zahl der Schüler aus der vierten Volks­
schulklasse, so läßt sieh errechnen, daß 1962 
24% der Schüler dieser Klassen auf eine 
Realschule oder auf einen Aufbauzug über­
wechselten; 1966 betrug diese Übergangs­
quote bereits fast 27o/o. 

Eine ungewöhnliche Aufwärtsentwicklung i.st 
bei den Schülerzahlen der Gymnasien zu 
verzeichnen. 

Schüler Ir\ Zunahme gegenüber 
Mal öffentlichen Gymnasien dem Vorjahre 

. 1964 32 617 508 1,6% 

1965 "34 456 1 839 5,6% 

1966 36 727 2271 6,6% 

Diese Entwicklung ist auf mehrere Faktoren 
zurückzuführen. Die Jugendlichen der geburts­
schwachen Jahrgänge um Kriegsende haben 
zum großen Teil ihre Schulausbildung beendet. 
Die nachrückenden stärkeren Jahrgänge~ 
beeinflussen die Schülerzahl an Gymnasien 
positiv. Von diesen demographischen Faktoren 

·abgesehen, zeichnet sich aber· eine immer 
größere Bereitschaft ab, die Kinder auf ein 
Gymnasium zu schicken. Während 1962 nur 
knapp 14o/o der . Schüler der vierten Volks­
schulkhl.sse nach erfolgreicher Übergangs­
prüfung den Sprung auf ein Gymnasiur11 gewagt 
haben, waren es 1966 bereits 1~o/o. Ob 

· steigende Übergänge auf Gymnasien auch 
steigende Abiturientenzahlen nach sich ziehen 
werden, wird die Zukunft zeigen. Der Weg 
von der Sexta bis zum Abitur ist weit! 

Abschließend sei noch auf die zunehmende 
Bedeutung der Abendschulen hingewiesen. 
Die beiden Abendgymnasien, die es in 
Schleswig- Holstein gibt, wurden im Mai 1966 
von 27_1 Schülern besucht und im vorher­
gehenden Jahr von nur 226 Schülern. Erwäh-. 
nenswert ist, daß von den Abendschülern 
nur 20o/o Mädchen sind. In den allgemeinen 
Gymnasien beträgt der weibliche Anteil über 
40o/o. Die Schülerzahl in den Abendreal­
schulen - es gibt jetzt zwei solcher Schulen 
in Schleswig-Holstein - hat sich in einem 
:Jahr verdoppelt, und zwar von 90 . (1965) 
auf 179 (1966) Schüler. 

Dipi.-Volksw. Lieselatte Korscheya 
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Die Begrenzung des Wohngeldes 
Weitere Ergebnisse der Wohngeldstatistik 1965 

In dem ersten Bericht über das Wohngeldi in 
Schleswig-Holstein für das Jahr 1965 sind nur 
globale Ergebnisse der Wohngeldstatistik ange­
sprochen worden, die sich auf die Höhe der 
Zahlungen und auf die Zusammensetzung des 
Personenkreises der Wohngeldempfänger be-

. ziehen. Da Erfahrungen, die man mit der Be­
rechnung des Wohngeldes gewonnen hat, in­
zwischen die Verantwortlichen für die Wohn­
geldgesetzgebung veranlaßt haben, sich Gedan­
ken über die Vereinfachung einzelner Berech­
nungsbestimmungen zu machen, sollen hier für 
diese Überlegungen nützliche Einzelergebnisse 
der Wohngeldstatistik dargestellt werden. Es 
handelt sich dabei besonders um die Auswir­
kungen der verschiedenen Begrenzungen des 
Wohngeldes, nämlich durch die anrechenbare 
Wohnfläche, die. Obergrenzenbestimmung und 

.en selbst aufzubringenden Teil der Miete 
(Kappung). Letztlich soll die tatsächliche Ent-
lastung der Einkommen durch das Wohngeld 
dargestellt werden. 

Die nachfolgenden Ausführungen beschränken 
sich auf die Mietzuschüsse, die den Großteil 
des Wohngeldes ausmachen. 

Baualter und Ausstattung der Wohnungen 

Die Begrenzung des Wohngeldes orientiert 
sich unter anderem an dem Baualter und der 
Ausstattung der Wohnungen. Hinzu kommt bei 
Neubauwohnungen - nach Mitte 1948 fertigge­
stellt - noch die Frage nach der öffentlichen 
Förderung. 

jeder sechste (16o/o) in frei finanzierten und 
steuerbegünstigten nach Mitte 1948 erbauten 
Wohnungen. Der Rest (23o/o) setzt sich aus 
Mietern von Altbauwohnungen zusammen, die 
zum Teil noch der Mietpreisbindung unterlagen. 
Jede dritte mit Wohngeld subventionierte Woh­
nung hat sowohl eine Sammelheizung als auch 
ein Bad. Dieser qualitativ beste Wohnungstyp 
ist bei den frei finanzierten Neubauwohnungen 
verhältnismäßig doppelt so oft anzutreffen wie 
bei den Sozialwohnungen. Unter den Altbauwoh­
nungen machen solche. mit Bad und Sammel­
heizung 8o/o der Fälle von Mietzuschuß aus. 
Wohnungen mit Sammelheizung aber ohne Bad 
treten insgesamt nur selten (2o/o) auf. Relativ 
viele, nämlich über die Hälfte (55o/o) der öffent­
lich geförderten Wohnungen, für die ein Miet­
zuschuß gezahlt wird, haben wohl ein Bad, aber 
keine Sammelheizung .. Diese Wohnungen minde­
rer Ausstattung umfassen bei den Mietzuschuß­
fällen frei finanzierter Neubauwohnungen dage­
gen nur einen Anteil von 23o/o, bei den Altbau­
wohnungen einen · solchen von 18 o/o. Altbauweh­
nungen mit Mietzuschuß sind überwiegend 
(70o/o) Wohnungen ohne Komfort, d. h. ohne Sam­
melheizung und ohne Bad, während dieser Typ 
bei den Neubauwohnungen nur in acht von 
hundert Fällen der frei finanzierten und in zehn 
von h\lndert Fällen der öffentlich geförderten 
vorkommt. 

Die Mieten 

Die monatliche Miete je qm ist ein entscheiden­
der Bestimmungsfaktor für die Höhe des Miet­
zuschusses. Im Schnitt aller Wohnungen sind 

Fast zwei Drittel (62o/o) der Empfänger von von den Mietern, die Mietzuschuß erhalten, am 
Mietzuschüssen wohnen in Neubauwohnungen, häufigsten (64o/o) Mieten zwischen DM 1, 50 und 

-ie mit öffentlichen Mitteln erbaut worden sind,. DM 2,50 monatlich je qm Wohnfläche zu zahlen. 

Baualter und Ausstattung der Wohnungen mit Mietzuschuß 
- 31. 12. 1965-

davon in Wennungen 
·Insgesamt 

mit Sammelheizung onne Sammelheizung 

Baualter 
mit Bad onne Bad mit Bad onne Bad 

Fälle % 
% der Spalte 1 

bis Mitte 1948 bezugsfertig 6 012 22,6 8,0 4, I 17,9 70,0 

nacn Mitte 1948 bezugsfertig 
frei finanziert und steuerbegünstigt 4 172 15,7 66,5 1,9 23,2 8,4 

nacn Mitte 1948 bezugsfertig 

öffentlich gefördert 16 418 61,7 33,2 1,7 55,0 10,1 

Insgesamt 26 602 100 32,7 2,3 47,6• 23,4 

1) vgl. Stat. Monotsn. S.-H. 1966 (Juli), S. 150 ff.: "Das Wanngeld Im Jon.re 1965" 
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Die Quadratmetermieten der Wohnungen mit Mietzuschuß 
0-3672 

- Vertellune der Wohnuncen auf die Mietpreiscruppen in ' -

Miete je qm 

unter 1,00 DM 

1,00 - 1,50 DM 

1,50 - 2,00 DM 

2,00 - 2,50 DM 

2,50 - 3,00 DM 

bis Mitte 1948 
bezugsfertig 

® 

3,00 - 3,50 DM 1,3 

3,50 DM und mehr Q 1,3 

nach Mitte 1948 bezugsfertig 
frei finanziert öffentlich gefördert 

oo.s 00,2 

1,6 

Q1,8 

Bei den Sozialwohnungen allein sind dies sogar 
76% der Fälle. Etwa gleich viele Sozialwoh­
nungen liegen mit ihren Quadratmeterpreisen 
unter DM 1,50 und über DM 2,50. 

Verständlicherweise liegen die Mieten der frei 
finanzierten Wohnungen wesentlich höher. 
Die Mieten zwischen DM 1,50 und DM 2,50 ma­
chen hier nur 43% aus, während teurere Woh­
nungen über die Hälfte (53o/o) der frei finanzier­
ten Wohnungen mit Mietzuschüssen repräsen­
tieren. 

Für die zum Teil noch preisgebundenen und 
qualitativ schlechteren Altbauwohnungen sind 

überwiegend Mieten der Preisgruppe DM 1,-­
bis DM 1,50 (43o/o) und DM 1,50 bis DM 2,-­
(32%) zu zahlen. Relativ häufig (12%) treten 
aber auch Mietenzwischen DM 2,-- bisDM2,50 
auf. Die übrigen Mietpreisgruppen fallen hier 
kaum ins Gewicht. 

Die Begrenzung des Mietzuschusses 

Wie bereits erwähnt, wird die Höhe des Wohn­
geldes unabhängig von dem angerechneten Fa­
milieneinkommen, dem Tragbarkeitssatz und 
der zu zahlenden Miete begrenzt durch 

1. die anrechenbare Wohnfläche 

2. die Obergrenzenbestimmung und 

3. den selbst zu tragenden Teil der Miete 
(Kappung) 

Jede dieser Bestimmungen kann einzeln zur 
Wirkung kommen, aber auch jede Kombination 
der drei Begrenzungsarten ist möglich. 

Die anrechenbare Wohnfläche richtet sich nac 
der Haushaltsgröße des Antragstellers unrl be 
trägt bis zu 40 qm für einen Alleinstehenden 
und z. B. bis zu 80 qm für einen Vier-Perso­
nen-Haushalt. Für jedes weitere Familien­
mitglied werden 10 qm hinzugeschlagen. Bei 
der Festlegung der Miete für die Berechnung 
des Mietzuschusses wird nur der Teil der zu 
zahlenden Miete in Ansatz gebracht, der der 
anrechenbaren Wohnfläche entspricht. 

Die Beschränkung auf eine Obergrenze der an­
zusetzenden Quadratmetermiete betrifft grund­
sätzlich nicht die an die Kostenmiete gebunde­
nen Sozialwohnungen und Wohnungen, die noch 
der Bewirtschaftung unterliegen. Abgesehen 
von dem Baualter staffelt sich die Obergrenze 
nach der Ortsklasse, der die jeweilige Gemein­
de angehört - bei der Ortsklasse S auch nach 
Gemeinden über und unter 100 000 Einwohner 
-und nach der Ausstattung der Wohnung. Bei 
Altbauwohnungen reichen die Obergrenzen vo. 
DM 2,-- bis DM 2,80 je qm Wohnfläche, bei 
Neubauwohnungen von DM 2,90 bis DM 3, 70. Ist 
von dem Mieter eine höhere Quadratmetermiete 
zu zahlen, wird dennoch für die Berechnung des 

Oie Quadratmetermieten der Wqhnungen mit Mietzusöuß 
- 31. 12. 1965-

davon mit einer qm·Miete von . . . bis unter ... DM 

Fälle 
unter 1 1- 1,50 1,50-2 2-2,50 2,50-3 3-3,50 

3,50 
Wohnungen 

Insgesamt und mehr 

% 

bis Mi!te 1948 bezugsfertig 6 012 6,2 42,5 31,8 11,8 5,1 1,3 1,3 

noch Mi!te 1948 bezugsfertig 
frei finanziert u,nd steuerbegünstigt 4 172 0,5 3,8 17,8 25,2 14,4 17,3 21,0 

öffentlich gefördert 16 418 0,2 12,1 42,1 34,0 8,2 1,6 1,8 

lnageaamt 26 602 1,6 17,7 35,9 27,6 8,5 4,0 4,7 
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Mietzuschusses die anrechenbare Miete ent­
sprechend der jeweiligen Obergrenze festge­
stellt. 

Die letzte Hürde der Wohngeldberechnung ist 
die sogenannte Kappung. Sie besagt, daß trotz 
der nach der Familiengröße und dem Familien­
einkommen gestaffelten gesetzlich festgelegten 
Tragbarkeitssätze - Miete in o/o des Familien­
einkommens - auf jeden Fall ein bestimmter 
Teil der Miete selbst aufzubringen ist. 

In nur etwa jeden zweiten Fall (54o/o) der Miet­
zuschüsse wird bei der Berechnung des Wohn­
geldes die Miete in der Höhe angesetzt, wie sie 
der Mieter zu zahlen hat. Bei den mit öffent­
lichen Mitteln geförderten Wohnungen sind die 
Fälle von Mietzuschüssen ohne Beschneidung 
der Miete etwas häufiger vertreten (61 o/o), bei 
Altbauwohnungen kommen dagegen die Begren­
zungsbestimmungen des Wohngeldgesetzes 
mehr zum Tragen. Nur 38o/o dieser Wohnungen 
mit einem Mietzuschuß unterliegen nicht 
irgendeiner Beschneidung des Wohngeldes. 

«;ie einzelnen im Gesetz festgelegten Bestim­
·mungen ·über die Begrenzung des Wohngeldes 
wirken sich sehr unterschiedlich aus. Am häu­
figsten sind die Wohnungen zu groß, gemessen 
an der anrechenbaren Wohnfläche. Im Schnitt 
aller Fälle von Mietzuschuß gehen 18o/o der 
Wohnungen gemäß den gesetzlichen Bestim­
mungen nicht mit ihrer gesamten Wohnfläche in 
die Berechnung des Wohngeldes ein. Besonders 
betroffen hiervon sind die Altbauwohnungen mit 
29o/o, obwohl die dort üblichen verhältnismäßig 
großen Nebenräume unter bestimmten Voraus­
setzungen nicht voll bei der Wohnfläche ange­
rechnet werden. Die Kappung des Mietzuschus­
ses kommt am häufigsten bei den Sozialwoh­
nungen vor. 16o/o dieser Wohnungen fallen unter 
die Bestimmungen der auf jeden Fall selbst zu 
tragenden Miete bei einem Durchschnitt aller 
Fälle von 14o/o. Die frei finanzierten Wohnungen eind hiervon nur in lOo/o der Fälle betroffen, 

weil bei der Berechnung des Wohngeldes wegen 
der dort höheren Miete die Obergrenzenbestim­
mung bereits zum Tragen gekommen ist. 

Die Obergrenzen wirken sich am stärksten bei 
den frei finanzierten Neubauwohnungen aus. 
Von hundert dieser ·Wohnungen, für die ein 
Mietzuschuß gezahlt wird, ist wegen der fest­
gelegten Obergrenze bei der Berechnung des 
Zuschusses für zwölf nur ein Teil der zu zah­
lenden Miete in Ansatz gebracht worden, bei 
den Altbauwohnungen dagegen nur für sieben. 
Bei den wenigen Fällen, in denen die Mieten 
von Sozialwohnungen durch die Obergrenze be­
schnitten werden, obwohl diese gesetzlich 
nicht vorgesehen ist, handelt es sich in der 
Hauptsache um mit öffentlichen Mitteln geför­
derte Wohnheime. In diesen Fällen sind die 
öffentlichen Mittel im vereinfachten Verfahren 
bewilligt worden, ohne Berechnung einer Ko­
stenmiete. Maßgebend hierfür sind vielmehr 
grundsätzlich die für vergle.ichbare öffentlich 
geförderte Mietwohnungen in Betracht kommen­
den Mieten. Ist eine s>üche nicht festzustellen, 
kommen hilfsweise die Obergrenzen zum 
Tragen. 

Unter den Kombinationen der Begrenzur.gsmög­
lichkeiten spielt nur die Verbindung !•anrechen­
bare Wohnfläche und Kappung" eine gewisse 
Rolle, und zwar besonders bei den Altbauwoh-. 
nungen, wo sie 9o/o der Fälle ausmacht. Noch 
nennenswert (6o/o) ist außerdem die Kombination 
''Obergrenze und Kappung" bei den frei finan­
zierten Neubauwohnungen. 

Miete und Obergrenze 

Eine Gegenüberstellung der tatsächlichen Qua­
dratmetermiete und der gesetzlich festgelegten 
Obergrenze bei den Wohnungen mit Mietzuschuß 
zeigt, daß die Obergrenzensätze, differenziert 
nach dem Baualter und der Ausstattung der 
Wohnungen, bisher mit dem Mietenniveau und 

Die Begrenzung des Mietzuschusses 1 

- 31 12 1965-

davon ln 
Begrenzung 

von MI etzuschuß Neubauwohnungen 3 

Art der Begrenzung Insgesamt Altbauwohnungen 
2 

öffentlich gefördert frei finanziert 
4 

Fälle % Fälle % Fälle % Fälle % 

Anrechenbore Wohnfläche 4 594 17,5 1 707 28,9 2 314 14,3 573 13,9 
Obergrenze 1 175 4,5 434 7,3 243 1,5 498 12,1 
Kappung 3 746 14,3 688 11,6 2 640 16,3 418 10,2 
Obergrenze und Wohnfläche 238 0,9 95 1,6 36 0,2 107 2,6 

Obergrenze, Wohnfläche und Kappung 171 0,7 32 ·o,5 27 0,2 112 2,7 
Obergrenze und Koppung 495 1,9 174 2,9 76 0,5 245 6,0 
Wohnfläche und Kappung 1 747 6,7 544 9,2 992 6,1 211 5,1 
Kel ne Begrenzung 14 022 53,5 2 239 37,9 9 830 60,8 1 953 47,4 

7nagesamt 26 188 100 5 913 700 16 158 100 4 117 100 

1) ohne Sonderbedarf an Wohnfläche 2) bis Mitte 1948 fertiggestellt 3) noch Mitte 1948 fertiggestellt 4) elnschl. steuerbegünstigt 
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dem Mietengefüge etwa im Einklang standen. 
Die im Wohngeldgesetz angegebenen Obergren­
zen werden nur in etwa 8o/o der Fälle über­
schritten und bevorzugen oder benachteiligen 
im allgemeinen keinen Wohnungstyp. Der Anteil 
der einzelnen Wohnungstypen an den Fällen von 
Überschreitungen der Obergrenze entspricht 
annähernd ihrem Anteil an allen Wohnungen, 
deren Mieten durch Zuschüsse ermäßigt wer­
den. Lediglich bei den frei finanzierten Neu­
bauwohnungen bester Qualität, also mit Zen­
tralheizung und Bad, die mit lOo/o an den 
Wohnungen mit Mietzuschuß beteiligt sind, ist 
der Anteil der Nichtüberschreitungen der 
Obergrenze (8%) erwähnenswert geringer . Auch 
die Höhe der Überschreitungen nimmt im allge­
meinen mit der Zahl der Fälle ab . Bei fast der 
Hälfte handelt es sich um Überschreitungen bis 
zu DM -,40 je qm, wobei solche bis zu DM-, 20 
überwiegen. 

Der Belastungsgrad der Einkommen 

Die nachfolgende Gegenüberstellung des durch­
schnittlichen Belastungsgrades des Brutta­
familieneinkommens vor und nach der Gewäh­
rung eines Mietzuschusses soll zeigen, Wel­
chenAnteil des Familieneinkommens der Emp­
fänger eines Mietzuschusses durch das Zusam­
menwirken aller Bestimmungen des Wohngeld­
gesetzes im Schnitt letztlich selbst für das 
Wohnen bereitstellen muß. 

Der Belastungsgrad des Familieneinkommens 
vor der Gewährung eines Zuschusses liegt mit 
Schwerpunkt zwischen 14o/o und 22%. Außerdem 
kommen Belastungen ab 30o/o relativ häufig vor. 

Nach der Gewährung eines Mietzuschusses be­
trägt der Anteil der selbst aufzubringenden 
Miete am Einkommen in etwa 90% der Fälle 
nur noch bis zu 18%. Am meisten - etwa bei 
jeden fünften Fall- wird durch den Mietzuschuß 
die Belastung des Einkommens auf 12% bis 14% 
reduziert, fast ebenso oft sogar auf 5% bis 7% 
und 7% bis 10%. Mietbelastungen des Einkom­
mens über 22% kommen bei Empfängern von 
Mietzuschüssen nur selten vor (4%), während 
sie ohne Wohngeld in 40% der Fälle eine Bela­
stung dieser Höhe zu tragen hätten. 

0 - 3673 

Die Entlastung der Haushalte durch MietzuschUsse 

5 - 7 - 10 - 12- 14- 16- 18 - 20 - 22- 24- 26- 30u m s .. 
unt 
10 

er 

10- 12 . 

12- 14 • 

14- 16 . 

16- 18 . 

18- 2( • 

20- 22 • 

22- 24 • 
24- 26 • 
26- 30 • 

nd 30 u 
me hr • 
' 

• • • • • • • • • • • • • • • 
• • • • • • • • • • • • • • • 

H~ushaltl mit L nebLsteheLen 1--
Elnkommensbelastun& durch Miete 
lli Gewlhruna des Mietzuschusses 1--

::Eiil verteilen sich nach Gewl~~ 
des Mietzuschusses auf dl1 

• obenstehenden Gruppen der 
Elnkommensbelastuna -1-• • • • • 50~-

• • • • 20" 11 
10!1. Sll. • • • • . 2" • 
1" • 

• • • • • . 
• • • • • • . 
• • • • • • • • 

Belastungsgrad der Einkommen 1 mit und ohne Mietzuschuß 
- 31. 12. 1965-

Belastungsgrad Hauptmieterhausholte mit Mletzuschuß 

des Einkommens 
vor Gewährung dovon mit einem Belostungsgrod des E lnkommens noch Gewährung des Mietzuschusses von ... bis unter ... 

des Insgesamt 

Mietzuschusses 30 
5-7 7- 10 10- 12 12- 14 14 - 16 16- 18 18-20 20-22 22- 24 24 - 26 26-30 

und mehr 
von ... 

bis unter ... % fälle % 
% 

unter 8 113 0,4 97,3 2,7 - - - - - - - - - -
8- 10 347 1,3 72,9 27, I - - - - - - - - - -

10-12 855 3,3 50,8 38,8 10,4 - - - - - - - - -
12-14 1 626 6,3 33,9 27,1 24,6 14,4 - - - - - - - -
14- 16 2 803 10,9 25,2 15,3 15,2 32,9 11,5 - - - - - - -
16- 18 3754 14,6 18,4 11,9 11,3 27,5 25,0 5,9 - - - - - -
18-20 3 272 12,7 17,8 12,2 8,7 23,3 23,2 13,1 1,7 - - - - -
20-22 2 794 10,8 18,5 15,4 9,3 20,9 18,4 11,2 4,8 1,5 - - - -
22-24 2 239 8,7 13,7 21,8 9,6 19,1 14,6 9,8 6,3 4,3 0,8 - - -
24-26 1 672 6,5 8,3 29,0 10,2 14,8 12,5 9,5 7,0 5,7 2,7 0,4 - -
26-30 2 402 9,3 6,5 30,0 9,2 15,9 10,9 8,3 8,0 5,1 3,3 2,2 0,6 -
30 und mehr 3904 15,1 5,4 9,6 14,4 11,8 11,3 8,7 7,9 7,5 5,4 4,8 6,4 6,9 

Zuaomm•n 25 781 100 78,0 78,0 77,8 19,6 14,6 7,3 3,7 2,5 1,4 1,0 7,0 1' 7 

1) Bru"o-Fomlllenelnkommen der Hauptmieterhausholte 
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Betrachtet man die einzelnen Belastungsgrup­
pen mit und ohne Mietzuschuß, so kann man 
aus der Tabelle den durchschnittlichen wirt­
schaftlichen Effekt des Wohngeldgesetzes für 
den Begünstigten abgreifen. Am stärksten ist 
dieser zweifelsohne bei den Haushalten, die 

vorher 26% bis 30% ihres Einkommens für 
Miete ausgeben mußten, während nachher fast 
jeder dritte als Wohngeldempfänger nur noch 
7% bis 10% seines Einkommens selbst für die. 
Miete aufzubringen hat. 

Dipl.-Volksw. Alfons Fuchs 

Das Personal im öffentlichen Dienst 1965 
Am 2. 10. 1965 waren in Schleswig-Holstein 
bei den Dienststellen und Einrichtungen des 
Bundes, des Landes sowie der Gemeinden 
und Gemeindeverbände fast 137 000 Personen 
voll beschäftigt. Die meisten von ihnen, 
nämlich 58 000 oder gut vier Zehntel, standen 
im Dienst des Bundes, 42 000 oder knapp 
ein Drittel in dem des Landes und 37 000 

.der weniger als drei Zehntel in dem der 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Gegenüber 
1964 hat sich die Gesamtzahl der Voll­
beschäftigten um 2 700 oder 2% erhöht. Die 
Zuwachsrate hält sich damit im Rahmen 

.der vorangegangenen Jahre. Wie in den 
Vorjahren entfiel der größte Teil der Zunahme 
auf die Bundesdienststellen und hier allein 
auf die Bundesbehörden, zu denen auch die 
Wehrbereichsverwaltung gehört. Das Personal 
von Bundesbahn und Bundespost nahm dem­
gegenüber sogar leicht ab. Die Zahl der 
Landesbediensteten erhöhte sich nur um 
66 7 oder 1,6% und die der Kommunen um 
2,1 %. Die Zunahme der Landesbediensteten 
betraf hauptsächlich die Polizei, Krankenhäuser 
und Schulen. Das sind Bereiche, in denen 
bekanntlich Personalmangel herrscht. 

Außer den Vollbeschäftigten gibt es noch eine 

•
kleinere Zahl Teilzeitbeschäftigter. Das sind 

ngestellte und Arbeiter, deren Arbeitszeit 
weniger als die übliche, aber mindestens 
20 Wochenstunden beträgt. Ihre Zahl ist mit 
knapp 8 000 ziemlich gering, gewinnt aber 
durch die angespannte Arbeitsmarktlage 
immer mehr an Bedeutung. Ihre Zahl hat 
sich seit 1964 um 4,2% erhöht. Es handelt 
sich dabei hauptsächlich um Arbeiter im 
Dienste der Gemeinden. 

Der öffentliche Dienst in Schleswig-Holstein 

Vollbeschäftigte 

Dienstherr 
om 2. Oktober Veränderung 

in % 
1964 1965 

Bund 56 674 57 917 + 2,2 

Land 41 204 41 871 + 7,6 

Gemeinden 36 252 37 018 + 2,1 

Insgesamt 134 130 136 806 + 2,0 

Landesbedienstete 

Von den 42 000 im Landesdienst stehenden 
Vollbeschäftigten waren mit 12 6.00 Personen 
drc'i Zehntel, und damit der größte Teil, 
im Aufgabenbereich Unterricht beschäftigt. 
Ihre Zahl erhöhte sich um gut 25 0 oder 2, 1%. 
Von ihnen waren wiederum die meisten, 
nämlich 7 400, Volks- und Sonderschul-
lehrer. 

Die landesbediensteten noch Aufgabenbereichen 

Vollbeschäftigte 
Ver· 

Aufgabenbereich a m 2. Oktober 
änderung 

1964 1965 
in % 

Oberste Staatsorgane 1 984 1964 - 1,0 
Öffentliche Sicherheit und Ordnung 5 322 5511 + 3,6 

Polizei 5 278 5 455 + 3,4 
Rechtsschutz 4 129 4 088 - 1,0 

Ordentliche Gerichte und 
Staatsanwaltschaften 3 390 3 354 -1,1 

Finanzverwaltung 3 443 3 577 + 3,9 

Unterricht 12 322 12 586 + 2,1 
Volksschulen 7 227 7 367 + 1,9 

Wissenschaft 3 548 3 620 + 2,0 
Soziale Angelegenheiten 1 320 1311 -0,7 
Gesundheit, Sport und Leibesübungen 1 947 1 999 + 2,7 

Wasserwirtschaft und Kulturbau 1 880 1 806 -3,9 
Verkehr 1 781 1 889 + 6,7 
Bauverwaltung und Wohnungswirtschaft 2 007 2 029 + 1,1 
Übrige 994 991 -0,3 

Zusammen 40 677 41 371 + 1,7 
Außerdem Wirtschaftsunternehmen 527 500 -5,1 

Insgesamt 41 204 41 871 + 1,6 

Der zweitstärkste Bereich ist die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung. Er fällt jedoch schon 
deutlich gegenüber dem Bereich Unterricht 
ab. Mit 5 500 Personen sind hier ein Achtel 
der Vollbeschäftigten tätig. Gut 5 450 gehören 
der Polizei und nur 50 dem zivilen Bevölke­
rungsschutz an. Ihre Zahl nahm etwas 
kräftiger, nämlich um 3,6%, zu. Knapp ein 
Zehntel oder 4 100 der Landesbediensteten 
vertreten die Dritte Gewalt. Ihre Zahl ist 
leicht rückläufig. Außerdem ist noch eine 
etwas größere Abnahme im Bereich Wasser­
wirtschaft und Kulturbau zu verzeichnen, 
wo hauptsächlich Arbeiter mit Zeitverträgen 
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nicht länger beschäftigt wurden. Gewichtigere 
Bereiche sind noch die Finanzverwaltung 
(+ 3,9%) und die Wissenschaft (+ 2%) mit 
jeweils 3 600 Personen. 

Kommunalbedienstete 

Für 12 600 Kommunalbedienstete oder drei 
Zehntel von ihnen waren die kreisfreien 
Städte der Dienstherr. Ihre Anzahl ist kräftig 
um über 600 oder 5,3% angestiegen. 

Die Kommunalbediensteten 

Vollbeschäftigte 
Ver· 

a m 2. Oktober 
Gebi etskärperschaft änderung 

1964 1965 
in % 

Kreisfreie Städte 12 001 12 641 + 5,3 

Kreisangehörige Gemeinden ' 
und Ämter 8 423 8 552 + 1,5 

;<:reisverwa ltungen 5 728 5 714 -0,2 

Zusammen 26 152 26 907 + 2,9 

Außerdem 
Wirtschaftsunternehmen 7 258 7 145 - 1,6 
Sparkassen 2 842 2 966 + 4,4 

Insgesamt 36 252 37 018 + 2,7 

Das ist vor allem auf die Erhöhung des 
städtischen Personals in Flensburg und 
Lübeck zurückzuführen, während die Zahl 
in Kiel sogar leicht zurückging. Die kreis­
angehörigen Gemeinden und Ämter beschäf­
tigten 8 600 Personen. Auch ihre Zahl hat 

sich, wenn auch nicht so kräftig, erhöht. 
Besonders die Gemeinden zwischen 5 000 
und 10 000 Einwohner vermehrten ihr Personal, 
während die großen Gemeinden (über 20 000) 
und die kleinen (unter 3 000) es sogar redu­
zierten. Bei den Kreisverwaltungen als 
einziger Ebene der kommunalEm Verwaltung 
wurde ein leichter Rückgang der Beschäftigten­
zahl festgestellt. In den einzelnen Kreisen 
ist das Bild jedoch recht unterschiedlich. 
·Einer etwas größeren Abnahme in der Kreis­
verwaltung von Norderdithmarschen steht 
eine etwas größere Zunahme in der Kreis­
verwaltung von Plön gegenüber, während 
in Eider stedt und Flensburg- Land der 
Personalstand unverändert blieb, und in 
den anderen Kreisverwaltungen die Verände­
rungen nach oben und unten minimal waren. 
Insgesamt erhöhte sich die Zahl der in der 
Kommunalverwaltung Beschäftigten um 750 
oder 2,9%. In den Wirtschaftsunternehmen 
der Kommunen wurden demgegenüber 100 
Personen oder 1,6% weniger beschäftigt alee 
am 2. Oktober 1964, dafür aber bei den 
Kreissparkassen 120 Personen oder 4,4% 
mehr, so daß sich insgesamt die Zahl der 
Kommunalbediensteten um 770 oder 2,1% 
vermehrte. 

Dip/. ·Volksw. Walter Dahms 

Vergleiche auch: "Das Personal Im öffentlichen Dienst 1964" in Stat. 

Monatsh. S.·H. 1965, S. 284 (Dezember) 

Der Anstieg der Verbraucherpreise von 1962 bis 1965 

Das Gutachten, das der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium 
Anfang dieses Jahres zur gegenwärtigen 
Preissituation abgegeben hat, beginnt mit 
der Feststellung: "Die fortgesetzte und sich 
in den letzten Jahren deutlich verstärkende 
Erhöhung des allgemeinen Preisniveaus in 
der Bundesrepublik wird mit Recht als beun­
ruhigend empfunden. " 1 In diesem Aufsatz 
soll mit Hilfe der Ergebnisse der amtlichen 
Statistik dargestellt werden, wie sich die 
Preise in den letzten drei Jahren (1963, 1964 
und 196 5) auf dem Verbrauchssektor entwickelt 
haben. Als Maßstab dafür, wie stark sich 
das Niveau der Verbraucherpreise verschoben 
hat, soll der Preisindex für die Lebens-

1) "Zur gegenwärtigen Preissltuatlon", Gutachten des Wissenschaft· 
Iichen Beirats beim Bundeswirtschaftsminlsterlum, in: Bulletin des 

Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung vom 16. Februar 

1966, s. 165 

2) Im folgenden kurz Preisindex 

haltung von Vier-P~rsonen-Arbeitnehmer- · 
Haushalten mit mittlerem Einkommen 2 dienen. 
Die sogenannten Indexfamilien, die laufend 
für die amtliche Statistik Haushaltsbücher 
führen, hatten 1962 ein durchschnittliches 
Bruttoeinkommen von 910 DM. Für ihre 
Lebenshaltung gaben sie davon monatlich 
im Schnitt 742 DM aus. Anhand dieses 
Verbrauchs wurde für die Indexberechnung 
der Warenkorb 1962 zusammengestellt. · Die 
in ihm zusammengefaßten Waren und Dienst­
leistungen kosteten a,lso 1962 monatlich im 
Durchschnitt 742 DM. Dieser Warenkorb 
wird in neun Hauptgruppen unterteilt, auf 
die im einzelnen folgende Anteile entfallen: . 

327 DM oder 44,0 % auf Nahrungs· und Genußmlttel 
(elnschl. Verzehr in Gaststätten) 

89 DM oder 12,0% auf Kleider und Schuhe 

70 DM oder 9,4% auf Wohnungsmieten 

34 DM oder 4,6% auf Elektrizität, Gas und Brennstoffe 
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82 DM oder 11,0% auf übrige Waren und Dienstleistungen 
für die Haushaltsführung 

3 

46 DM oder 6,7% auf Waren und Dienstleistungen· 
für Verkehrszwecke und Nachrichtenübermittlung 

23 DM oder 3,1 %auf Waren und Dienstleistungen für die Körper· 
und Gesundheitspflege 

47 DM oder 6,3% auf Waren und Di<mstleistungen für Bildungs­
und Unterhaltungszwecke 

26 DM oder 3,5 % auf persönliche Ausstattung und sonstige Waren 
und Dienstleistungen 

Die Hauptgruppen sind systematische Zusam­
menfassungen der vielen Waren und Dienst­
leistungen, die je nach ihrer Bedeutung, 
die sie 1962 im Verbrauch der Indexfamilien 
hatten, bei der Indexberechnung zur Geltung 
kommen. Steigt der Preis einer Ware, die 
nur selten gekauft wird, weil sie nur eine 
nebensächliche Rolle in der gesamten Lebens­
haltung spielt, wie z. B. Gummiringe zum 
Einwecken oder Holzschrauben zum Basteln, 
dann wird das den Preisindex nur sehr 
geringfügig berühren. Steigt dagegen der . 

• reis einer lebensnotwendigen Ware, die 
man regelmäßig kaufen muß, wie z. B. Brot 
oder Milch, dann macht sich das in einem 
Indexanstieg bemerkbar. 

Das Statistische Bundesamt errechnet den 
Preisindex monatlich nach den Verbraucher­
preisen, die in den einzelnen Bundesländern 
jeweils in der Zeit vom 13. bis 15. des 
Monats in ausgewählten Berichtsgemeinden 
erhoben werden. In Schleswig-Holstein 
geschieht dies in Kiel, Lübeck, Flensburg, 
Itzehoe, Rendsburg, Husum, Bad Segeberg, 
Ratzeburg, Oldenburg (Holstein) und Meldorf. 
Ein eigener Preisindex wird seit 1956 nicht 
mehr für Schleswig-Holstein berechnet, weil 
sich herausgestellt hatte, daß sich die 
Verbraucherpreise im Bund und in unserem 
Land ziemlich einheitlich entwickeln. Das 
Statistische Landesamt veröffentlicht monatlich 

.. inen Statis_tisch~n Bericht . über die "Ver­
Wraucherprelse m Schlesw1g-Holstein" und 

einen Statistischen Bericht über den "Preis­
index für die Lebenshaltung im Bundes­
gebiet". 4 

Das neuste Ergebnis über den Preisindex 
ist von Juli 1966, es lautet 113,3 auf der 
Basis 196 2 = 100. Genau . genommen heißt das: 
Der Warenkorb für die 4-Personen-Arbeit­
nehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen 
ist von 1962 bis Mai 1966 um 13,3o/o teurer 
geworden. Für die gleichen Waren und 
Dienstleistungen, die 1962 monatlich im 
Mittel 742 DM kosteten, mußten die Index-

3)' Möbel, Heimtextilien, elektrische Haushaltsmaschinen und Geräte, 
andere Haushaltsgeröte, Gebrauchsgüter für die Gartenpflege, Wasch· 
mittel und übrige Mittel für die· Haushaltsreinigung, Wohnungsrepara· 
turen, Dienstleistungen der Wäscherelen und Reinigungsflrmer> 

4) Diese Berichte sind beim Statistisch~n Landesamt unler der Be­
stellnummer MI 2-m und MI 2/S- m zu b~ziehen 

· familien im Mai 1966 841 DM bezahlen. 
Sie benötigen jetzt, um sich den gleichen 
Lebensstandard wie 1962 leisten zu können, 
einen Hundertmarkschein mehr als vor 
vier Jahren. 

Das, was der Preisindex über die Verteuerung 
der Lebenshaltung der Indexfamilien aussagt, 
kann man mit gewissen Zu- und Abschlägen 
auch auf andere Familientypen anwenden. Man 
muß dazu allerdings wissen, w.ie sich die 
Preise in den Hauptgruppen der Lebens­
haltung entwickelt haben und man muß eine 
Vorstellung davon haben, welches Gewicht 
die einzelnen Hauptgruppen oder Untergrupp~n 
von Waren ·und Dienstleistungen in der 
Lebenshaltung der zu betrachtenden Familien 
haben. So fallen zum Beispiel die Mehr­
ausgaben für Miete, Heizung und Beleuchtung 
meistens nicht so stark ins Gewicht, wenn 
sich die Familie vergrößert. Dagegen hängen 
die Ausgaben für Kleidung, Schuhe, Bildung 
und Unterhaltung sowie für Nahrungsmittel 
stark von der Familiengröße ab 5• 

Um das Ausmaß der Preissteigerungen auf 
dem Verbrauchssektor in den letzten Jahren 
richtig einschätzen zu können, ist in der 
untenstehenden Tabelle aufgeführt worden, 
wie sich der Preisindex in qer Zeit von 
1950 bis 1965 jeweils gegenüber dem Vorjahr 
geändert hat. 

Die Entwicklung des Preisindexes für die Lebenshaltung 

von Haushalten mit mittlerem Einkommen im Bundesgebiet 

Preisindex Preisindex 
für die Lebenshaltung für die Lebenshaltung 

Änderung Änderung 

Jahr gegenüber Jahr gegenüber 

1962 dem Vorjahr 1962 dem Vorlehr 

= 100 = 100 
in in 

Punkten 
in% 

Punkten 
in% 

1950 78,8 - 5,2 -6,2 1958 92,7 +. 2,0 + 2,2 

1951 84,9 + 6,1 + 7,7 1959 93,6 + 0,9 + 1,0 

1952 86,7 + 1,8 + 2,1 1960 94,9 + 1,3 + 1,4 

1953 85,1 - 1,6 - 1,8 1961 97,1 + 2,2 + 2,3 

1954 85,3 + 0,2 + 0,2 1962 100 + 2,9 + 3,0 

1955 86,7 + 1,4 + 1,6 1963 103,0 + 3,0 + 3,0 

1956 88,9 + 2,2 + 2,5 1964 105,4 + 2,4 + 2,3 

1957 90,7 + 1,8 + 2,0 1965 109,0 + 3,6 + 3,4 

Die Indexänderung in Punkten ergibt sich 
aus der absoluten Diffe.renz der Index­
zahlen, die man vergleichen will. Die Index­
änderung in Pr o z e n t ergibt sich aus dem 
Ver h ä 1 t n i s der beiden zu vergleichenden 
Indexzahlen. Die .Änderung in Punkten hat 

5) Vergleiche hierzu: "Die Abhängigkeit der Verbrauchsausgaben von 
der Größe und dem Einkommen der Haushalte", in Stat. Monatsh. 
S.·H. 1966, S. 114 (Mal) 
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•) Haushalte mit mittlerem Einkommen Im Bundesaeblet 

den Vorteil, daß sie in ihrer Berechnung 
unabhängig von der Höhe der zu vergleichenden 
Indexzahlen ist und somit einen unbestech­
lichen Vergleich über eine längere Zeit 
ermöglicht. Ihr Nachteil ist, daß man sie 
mit Punktänderungen aus Indexreihen, die 
andere Basisjahre haben, nicht vergleichen 
kann . Diesen Vergleich kann man dagegen 
mit prozentualen Indexänderungen anstellen. 
Der Nachteil bei prozentualen Indexänderungen 
ist aber, daß sie von der Höhe der zu 
vergleichenden Indexzahlen abhängen. Einige 
Beispiele sollen dies veranschaulichen. Der 
Preisindex erhöhte sich auf der Basis 
1962 = 100 von 1954 bis 1957 und von 1962 
bis 1964 jeweils um 5,4 Punkte, im ersten 
Fall machte der Anstieg 6,3% und im zweiten 
Fall nur 5,4% aus. Wenn ein Index einmal 
von 50 auf 55 und ein anderes Mal von 500 
auf 505 steigt, so beträgt der gleiche Anstieg 
um 5 Punkte beim ersten Mal 10o/o und beim 
zweiten Mal nur 1%. Diese rechnerischen 
Zusammenhänge muß man beachten, wenn 
man Indexveränderungen von Jahr zu Jahr 
od~r von Monat zu Monat über längere 
Zelträume hinweg miteinander vergleicht. 

Klammert man die Jahre 1950 und 1951 
wegen ihrer ungewöhnlich starken Preis­
änderungen aus, so ergibt sich für die übrigen 
J~hre ein durchschnittlicher Indexanstieg 
(Jeweils gegenüber dem Vorjahr) um 1, 7 
Punkte und 1,8 Prozent. Gemessen an dieser 
durchschnittlichen Änderung aus 14 Jahren 
ist der Anstieg des Preisindexes von 1965 
gegenüber 1964 mit 3, 6 Punkten und 3 4 
Prozent beträchtlich. Obwohl damit nicht 
das Ausmaß des gewaltigen Preisauftriebs 
während der Koreakrise im Jahre 1951 
erreicht wurde, hat dennoch im vorigen 
Jahr die bisher stärkste Steigerung der 

Verbraucherpreise seit jener Krise statt­
gefunden . Den bisherigen Rekord hatten 
die Jahre 1962 und 1963 zu verzeichnen. 
Wie die Preissteigerung von 1966 im End­
ergebnis aussehen wird, hängt u. a. von der 
diesjährigen Ernte ab. Merklich billigere 
Obst-, Gemüse- und Kartoffelpreise könnten 
dazu beitragen, daß in diesem Jahr der 
durchschnittliche Anstieg des Preisindexes 
geringer ausfällt als im vorigen Jahr. 

Preise und Löhne 

Um einem weit verbreiteten Irrtum entgegen­
zutreten, soll die Aufmerksamkeit kurz auf 
die Lohn- und Gehaltsentwicklung gelenkt 
werden. Man hört häufig die falsche Ansicht 
die Preise stiegen stärker als die Löhn~ 
und Gehälter. In Wirklichkeit aber verhält 
es sich umgekehrt 6

• 

Im Jahresdurchschnitt betrug das Brutto­
Monatsgehalt der männlichen kaufmännischen 
Angestellten 1962 in der Bundesrepubli. 
804 DM, 1965 dagegen 994 DM. Es hat sicll 
also in den drei Jahren um 190 DM oder 
um 24% erhöht. Die Löhne der Industrie­
arbeiter kletterten noch stärker in die Höhe. 
Im Jahre 1962 belief sich der durchschnittliche 
Brutto- Stundenlohn der männlichen Industrie­
arbeiter im Bundesgebiet auf 3,53 DM, 1965 
indessen bereits auf 4,54 DM. Das entspricht 
einer Steigerung um 1,01 DM oder um 29% . 
Der Bruttowochenlohn dieser Arbeiter nahm 
in der gleichen Zeit von 161 DM um 27% 
auf 205 DM zu. Der Preisindex erhöhte sich 
in den drei Jahren (1963, 1964 und 1965) 
dagegen nur um zusammen 9%. Die Löhne 
und Gehälter sind also auffallend stärker 
gestiegen als die Verbraucherpreise. Der 
Brutto-Stundenlohn der Industriearbeiter 
kletterte im Verhältnis sogar mehr als drei­
mal so stark in die Höhe wie der Preis-
index. • 

Obwohl sich die Verdienste soviel kräftiger 
erhöht haben als die Verbraucherpreise, muß 
zugegeben werden, daß die Kaufkraft der 
Löhne und Gehälter durch die fortwährenden 
Preissteigerungen schwächer wird. Ange­
nommen, ein verheirateter Angestellter mit 
zwei Kindern verdiente 1965 genau das 
Durchschnittsgehalt der kaufmännischen Ange­
stellten in Höhe von 994 DM. Vermindert 
man dieses Bruttogehalt um die gesetzlichen 
Abzüge, so verbleiben dem Angestellten 
rund 850 DM verfügbares Einkommen. Für 
diese 850 DM konnte er sich aber 196 5 
nicht das gleiche leisten wie 196 2. Infolge 
des Anstiegs der Verbraucherpreise ist bei 

6) Vergleiche hierzu auch: "Löhne, Preise, Verbrauchsausgaben 
1955- 1964", Grafik des Monats, ln Stat. Manatsh. 1965, S. 252 
(November) 
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den 850 DM ein Kaufkraftschwund von 70 DM 
eingetreten. Die gleichen Waren und Dienst­
leistungen, wofür er 1962 nur 780 DM 
bezahlen mußte, kosteten ihn 1965 allein 
wegen der inzwischen gestiegenen Preise 
850 DM. Im Laufe des Jahres 1965 mußte 
er demnach rund ein Netto- Mo~atsgehalt 
mehr aufwenden (12 x 70 DM) als 1962, um 
die durch Preissteigerungen bedingten Mehr­
ausgaben begleichen zu können. Im Vergleich 
dazu, macht das, was die Arbeitnehmer 
1965 gegenüber i962 brutto mehr verdienten, 
allerdings viel mehr aus. Die männlichen 
kaufmännischen Angestellten konnten ihr 
Brutto-Monatsgehalt 1965 im Schnitt um 
190 DM gegenüber 1962 erhöhen, das sind 
auf ein ganzes Jahr umgerechnet immerhin 
2 280 DM brutto mehr. 

Die ·Verbraucher, deren Einkommen im 
Verhältnis merklich stärker steigt als der 
Preisindex, empfinden die Verteuerung der 

a..ebenshaltung zwar als unangenehm, aber 
-ie können sie ohne ernstliche Schwierig­

keiten verkraften. Anders sieht es bei den 
Verbrauchern aus, deren Einkommen über­
haupt nicht oder nur geringfügig zunimmt. 
Wenn sie nicht auf Ersparnisse oder Ver­
mögenswerte zurückgreifen können, müssen 
sie ihren Lebensstandard einschränken, . da 
sie den Kaufkraftschwund nicht durch Ein­
kommenserhöhungenausgleichen können. 

Die Preisentwicklung in den Hauptgruppen 

An der Verteuerung der Lebenshaltung in den 
letzten drei Jahren sind alle Hauptgruppen 
beteiligt gewesen, wenn auch in verschieden 
starkem Ausmaß. Das Wohnen hat sich im 
Verhältnis am meisten verteuert, wie aus 
der nachstehenden Tabelle zu ersehen ist. 
Die Gruppenindexziffer für Wohnungsmieten 

*hnellte von 1962 bis 1965 um 18,5o/o in 
lllllllll!lfie Höhe. Das ist mehr als doppelt so kräftig 

wie der Anstieg der gesamten Lebenshaltung 
(+ 9%). Diese beachtliche Erhöhung der 
Wohnungsmieten hängt mit der Überführung 
des Wohnungsmarktes in die freie Markt­
wirtschaft zusammen, die mit dem "Gesetz 
über den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über ~ soziales Miet- und Wohnrecht'" 
eingeleitet wurde und 1968 abgeschlossen 
sein soll. Die Altbaumieten sind erheblich 
kräftiger geklettert als die Mieten der im 
sozialen Wohnungsbau erstellten Neubau­
wohnungen. Die Ursache hierfür liegt darin, 
daß auch in weißen Kreisen die Mieten für 
öffentlich geförderte Bauten solange gewissen 
Bindungen unterliegen, bis die öffentlichen 
Darlehen zurückgezahlt sind. 

7) vom 23. Juni 1960 (BGBl. I S. 389) 

In die Berechnung des Preisindexes gehen 
die Mieten von Zweizimmerwohnungen mit 
Ofenheizung ein. Berücksichtigt werden etwa 
zur Hälfte Neubauwohnungen, die im sozialen 
Wohnungsbau erstellt wurden. Diese Wohnungen 
haben alle ein Bad. Bei der anderen Hälfte 
handelt es sich um Altbauwohnungen aus 
der Zeit vor der Währungsreform, von denen 
nur rund zwei Fünftel ein Bad haben. Mieten 
von freifinanzierten Neubauwohnungen werden 
bei der Berechnung des Preisindexes für 
die Lebenshaltung von Haushalten mit mitt­
lerem Einkommen nicht berücksichtigt. Man 
geht dabei von der Annahme aus, daß die 
Indexfamilien sich die meist sehr teuren 
frei finanzierten Wohnungen nicht leisten 
können. Da die Wohnungen der Indexfamilien 
verhältnismäl3ig klein und bUlig sind, macht 
die Wohnungsmiete nur 70 DM oder 9,4% 
ihrer gesamten Lebenshaltungsausgaben aus. 
Deshalb fällt die kräftige Erhöhung der 
Mieten bei ihnen nicht ganz so stark ins 
Gewicht wie bei Familien, die einen weit 
höheren Anteil ihres verfügbaren Einkommens 
für die Miete aufwenden müssen. 1965 mußten 
die Indexfamilien · im Schnitt fast 13 DM an 
Wohnungsmiete mehr bezahlen als 1962. Im 
Mai 1966 belief sich die Mehrausgabe für 
Miete gegenüber 1962 bereits auf 20 DM. 

Obwohl sich die Verbraucherpreise für 
N a h r u n g s - und G e n u ß m i t t e 1 im Durch­
schnitt nicht so stark erhöht haben wie die 
Wohnungsmieten, belastet ihre Steigerung 
die Haushalte viel mehr, weil die Nahrungs­
und Genußmittel eine wichtige Rolle in der 
gesamten Lebenshaltung spielen. 1962 gaben 
die Indexfamilien monatlich im Mittel 327 DM 
für Nahrungs- und Genußmittel aus, das 
sind 44% ihrer gesamten Lebenshaltungs­
ausgaben. Die Gruppenindexziffer für Nahrungs­
und Genußmittel erhöhte sich von 1962 bis 
1965 um 9%, also genau so stark wie der 
gesamte Preisindex. 1965 mußten die Index­
familien für die gleichen Nahrungs- und 
Genußmittel monatlich durchschnittlich 29 DM 
mehr aufwenden als 1962. Im Jahr beläuft 
sich die allein durch Preissteigerungen 
bedingte Mehrausgabe auf 353 DM. (Gleich­
zeitig geben allerdings die HausnaHe ungefähr 
600 DM für Tabakwaren und alkoholische 
Getränke aus. ) 

Einige Nahrungsmittel haben sich besonders 
stark verteuert. Am kräftigsten kletterten 
die Preise für frische Fische in die Höhe. 
Die Indexziffer für frische Fische lag 1965 
29% höher als 1962, bis März 1966 hatte 
sie gegenüber 1962 um 41% angezogen. Im 
gesamten Nahrungsmittelverbrauch hat der 
Fischverzehr allerdings nur eine verhältnis­
mäßig geringe Bedeutung. Deshalb trifft 
diese enorme Preissteigerung die Verbraucher 
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Die Verteuerung der Lebenshaltung in den Hauptgruppen 
1965 gegenüber 1962 

Prelsinde>< 
für die Mehrausgabe 

Lebenshaltung Ausgaben lnfolge der 

von Haushalten in den Preis-

mit mittlerem Haupt- stelgerung 

Hauptgruppe Einkommen gruppen 1965 

Im Bundesgebiet 1962 gegenüber 

(1962 = 100) 1962 

Jahres-
durchschnitt 

1965 
in DM 

Nahrungs- und Genuf>. 
mittel 109,0 327 29,39 

Wohnungsmiete 118,5 70 12,86 

Kleidung und Schuhe 107,1 89 6,32 

übrige Haushaltsführung 
I 

106,2 82 5,05 

Verkehrszwecke und 
Nochrichtenübermittlung 106,8 46 3,13 

BII dung und Unterhaltung 106,3 47 2,95 

Persönliche Ausstattung 
und sonstiges 109,7 26 2,52 

Körper- und Gesundheits-
pflege 109,2 23 2,12 

Elektrlzltöt, Gas und 
Brennstoffe 106,1 34 2,08 

Gesamt• Lebenshaltung 109,0 742 66,42 

1) Möbel, Helmte><tillen, elektrische Haushaltsmaschinen und Geräte, 
andere Haushaltsgeräte, Gebrauchsgüter für die Gartenpflege, Wasch­
mittel und übrige Mittel für die Housholtsrelnlgung, Wohnungsreporoturen, 
Dienstleistungen der Wäscherelen und Reinigungsfirmen 

nicht so sehr. Anders verhält es sich dagegen 
mit dem Preisanstieg für Fleisch, Brot, Eier 
und Kartoffeln. Frisches Fleisch war 1965 
im Mittel um 18% teurer als 1962, Eier 
um 21%, Brot und Kleingebäck um 15%. Die 
Kartoffelpreise stiegen im Laufe des Jahres 
1965 und bis zur neuen Ernte 1966 erheblich. 
Von Dezember 1964 bis Mitte April 1966 
erhöhten sie sich um 35%. 1965 lag der 
Kartoffelpreis im Jahresmittel dagegen nur 
6"/o über dem von 1962. In diesem Vergleich 
kommt die Verteuerung der Speisekartoffeln 
nicht recht zum Ausdruck, weil die Kartoffeln 
neuer Ernte 1962 von Mai bis Juli ungewöhnlich 
hohe Preise hatten. Einen besseren Vergleich 
hat man, wenn man die Preismeßziffern 
für April 1962, 1963 und 1964 mittelt und 
diesen Mittelwert der Preismeßziffer für 
April 1966 gegenüberstellt. Dann ergibt sich 
eine Verteuerung der Kartoffeln um 46%. 

0-3670 

Die Verteuerung der Lebenshaltung 
1965 gegenüber 1962 

Nahrunes· und 
Genuftmittel 

Wohnunesmlete 

Kieldune und 
Schuhe 

Obrlge ,~$][t$Q~#l~~-Haushaltsf0hruna J:1 

Ve!kehrszwecke ~=====; NachrtchtenOberrn. 
Bilduna und 
Unterlialtuna 

PersDnliche Aus· 
stattuna 11. sonsl 

KDrper· und 
Gesundheltspfleae 

Elektrlzltat, Gas ~-$i$1 
und Brennstoffe ~ I I I 

10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 DM 

Preissteigerung 

Von den 66 DM Mehrausgaben je Monat 
die im Lauf der Jahre 1963, 1964 und 196-
durch Preissteigerungen bei der Lebens­
haltung von Vier-Personen-Haushalten mit 
mittlerem Einkommen entstanden sind, wurden 
nahezu zwei Drittel durch die Erhöhung der 
Mieten und Verteuerung der Nahrungs- und 
Genußmittel bewirkt. Auf die übrigen sieben 
Hauptgruppen entfällt insgesamt eine monat­
liche Mehrausgabe von 24 DM. In den beiden 
Hauptgruppen 11 Persönliche Ausstattung und 
sonstige Waren und Dienstleistungen811 sowie 
11 Waren und Dienstleistungen für die Körper­
und Gesundheitspflegen waren die Preis­
steigerungen leicht überdurchschnittlich, in 
den anderen fünf Hauptgruppen lagen die 
Erhöhungen der Gruppenindexziffern merklich 
unter dem Durchschnitt von 9"/o. Bei den 
Ausgaben für Körper- und Gesundheitspflege 
macht sich das kontinuierliche Ansteigen 
der Preise für Dienstleistungen bemerkbar 
So verteuerte sich z. B. das Haarsehne 
für Herren von 196 2 bis Mitte März 196 6 
um 37% und das Haarwaschen und Legen 
für Damen um 18%. 

Dr. Enna Heeren 

Vergleiche auch: "Der neue Prelsinde>< f. d. Lebenshaltung• in Stot. 

Monatsh. S.-H. 1965, S. 148 (Juli) 

8) Hierzu gehören ln erster Linie Uhren, Schmuck, Dienstleistungen 
des Seherbergungsgewerbes (elnschl. Urlaubsrelsen) und privater 
Versicherungen 
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Inhalt des laufenden Jahrgangs 

nach Sachgebieten 

Gebiets- und Bevölkerungsstand 
Familienstand, Bevölkerung nach dem -

Haushalt und Familie 

Bevölkerungsbewegung 
Natürliche Bevölkerungsbewegung 1964 

Gesundheitswesen 
Meldepflichtige Krankheiten 1965 

Unterricht, Bildung und Kultur 
Lehrernachwuchs Gymnasien 

Realschüler 1965 

Soziale Herkunft der Schüler 

Wahlen 

lege und öffentliche Sicherheit 
rei nsätze 1964 

Bundestagswahl 1965 (Teil 3) 

Kommunalwahl 1966 

Mitglieder der kommunalen Vertretungen 1966 

Erwerbstätigkeit 
Berufe der Erwerbspersonen 

Streiks 1960--1965 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
Binnenfischerei 1961/62 

Bodennutzung 1965 

Getreide 1950--1965 

Schlachttiere, Qualität der­

Vorausschätzung Landwirtschaft 

lnce ie und Handwerk 
Handwerk, Nebenfunktionen im -

Industriezensus 1963 

Sauwirtschaft, Gebäude und Wohnungen 
Sozialer Wohnungsbau 1965 

Tiefbauaufträge, Offentliehe- 1964 

Wohngeld 1965 

Wohnungswünsche 1965 

Handel und Gastgewerbe 
Fremdenverkehr 1964/65 

Umsätze im Gastgewerbe 

Verkehr 
Güterverkehr Eisenbahn 

Offentliehe Sozialleistungen 
Sozialhilfeempfänger 1964 

Heft/Seite 

2133 

4/80 

2128 

8/181 

7/164 

4/83 

7/163 

2147 

1/4 

7/144 

8/179 

6/123 

4/95 

4/88 

3/59 

5/100 

1/8 

3/51 

1/23 

8/167 

7/155 

2/39 

71150 

4/76 

7/158 

5/104 

4/93 

5/107 



Offentliehe Finanzen 
Bilanzstruktur der Unternehmen 1963 
Finanzausgleich 
Umsätze 1964 
Umsätze in freien Berufen 

Preise 
Bauwirtschaft, Preisentwicklung -

Löhne und Gehälter 
Landwirtschaft, Arbeiterverdienste-

Versorgung und Verbrauch 
Verbrauch, Haushaltsgröße, Einkommen 
Verbrauch in privaten Haushalten 

3/66 
6/130 
1/10 
6/136 

1/18 

51114 
2/42 



STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
V 6458 E 18. Jahrgang Heft 9 September 1966 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 

Monats-· und Vierteljahreszahlen 
1958 1965 1965 1966 

Monats-
Mai Juni Juli April Mai Juni Juli 

Durchschnitt ·-

Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

• Bevölkerungsstand (Monatsende) 1 000 2 267 2 423 2 419 . 2 423 2 428 2 450 2 455 ... . .. 
Natürliche Bevölkerungsbewegung 

*Eheschließungen 
1) 

Anzahl 1 654 1 785 1 901 1 909 2 342 1 833 2 111 1 767 ... 
• 2) je 1 000 Einw . und 1 Jahr 8,8 8,8 9,3 9,6 11,4 ; 9,1 10,1 8,8 . .. 
* Lebendgeborene Anzahl 2 867 3 726 3 921 3 704 3 696 4 000 4 081 3 861 ... 
• 3 

je 1 000 Einw . und 1 Jahr 15,2 18,5 19,1 18,6 18,0 19,9 19,6 19,1 . .. 
•Gestorbene ) (ohne Totgeborene) Anzahl. 2 173 2 495 2 523 2 336 2 313 2 777 2 518 2 355 ... 
• je 1 000 Einw. und 1 Jahr 11,5 12,4 12,3 11,7 11,2 13,8 12,1 11,7 . .. 
• darunter im ersten Lebensjahr Anzahl 93 75 70 70 90 . 85 78 82 . ... 
• je 1 000 Lebendgeborene 32,6 20,2 17,9 18,9 24,4 21,3 19,1 21,2 . .. 
*Geburtenüberschuß Anzahl 694 1 231 1 398 1 368 . 1 383 1 223 . 1 563 1 506 ... 
• je 1 000 Einw. und 1 Jahr 3,7. 6, 1 6,8 6,9 6,7 6,1 7,5 7,5 ... 

Wanderungen 
•Ober die Landesgrenze Zugezogene 6 523 7 694 8 696 7 545 8 482 10 052 8 634 ... ... 
•Ober die Landesgrenze Fortgezogene 6 263 6 151 6 158 5 005 5 399 7 583 5 713 ... ... 
•wanderungsgewinn bzw. -vertust(-) 260 1 543 2 538 2 540 3 083 2 469 2 921 ... ... 
*Binnenwanderung 4 ) 9 666 9 641 10 148 8 100 9 005 13 916 10 335 ... ... 

Wanderungsfälle Anzahl 22 452 23 487 25 002 20 650 22 886 31 551 24 682 ... . .. 
je 1 000 Einw. und 1 Jahr 170 164 171 145 155 226 168 ... . .. 

Arbeitslage 
• Arbeitslose 1 000 5·o 8 6 5 5 8 6 5 5 

darunter *Männer 1 000 31 6 4 3 3 5 4 3 3 

Offene Stellen 1 000 5 19 21 22 20 22 22 23 22 
darunter für Männer 1 000 3 10 11 11 11 11 11 12 11 

Landwirtschaft 

Viehbestand 
*Rindvieh (einschl. Kälber) 1 000 1 12f 1 379a 1 432 1 507 

darunter *Milchkühe 1 000 426a 595,a 481 503 • •Schweine 1 000 1 279a 1 70i
8 

1 729 1 677 
darunter •zuchtsauen 1 000 126a 169a 182 171 

darunter *trächtig 1 000 77a 103a 114 108 

Schlachtungen von lnlandtleren5
> 

*Rinder (ohne Kälber) 1 000 St. 14 21 18 17 18 21 22 18 21 
*Kälber 1 000 St. 5 3 4 3 3 5 5 4 3 
•Schweine 1 000 St. 8~t 156 156 139 ~47 ·f52 162 141 149 

darunter Hausschlachtungen 1 000 St. ·15 llc 4 2 2 7 4 2 2 

*Gesamtschlachtgewicht 
6

) 
aus gewerblichen Schlachtungen 1 000 t 9,3 17,7 17,9 16,4 17,1 17;9 19,2 16,6 17,8 

darunter 
*Rinder (ohne Kälber) .1 000 t 3,0 -4,8 4,1 4,0 4,2 5,0 5,2 4,1 4,6 
*Schweine 1 000 t 5,9 12,6 13,4 12,2 12,7 12,6 13,8 12,2 12,9 

Durchschnittliches Schlachtgewicht für 
Rinder kg 223 238 237 231 226 237 234 233 226 
Kälber kg .49" 61 62 63 62 57 60 64 62 
Schweine kg 89 87 88 89 88 87 87 88 88 

Milcherzeugung 

*Kuhmilcherzeugung 1 000 t 142 169 232 216 190 225 242 221 l96 
darunter *an Molkereien geliefert. '!'o 87 90 92 92 93 91 92 93 93 

*Milchleistung je Kuh und Tag kg 10,8 11,6 15,6 15,0 . 12,8 14,9 15,4 14,6 12,5 

•) wird von allen Statistischen Landesämtern im "Zahlenspiege1" veröffentlicht 
1) nach dem Ereignisort 2) nach der Wohngemeinde der Mutter ·3) nach der Wohngemeinde des Verstorbenen 
4) innerhalb des Landes umgezogene Personen, ohne Umzüge innerhalb der Gemeinden 5) gewerbliche und Hausschlachtungen 
6) einschl. Schlachtfette, jedoch ohne Innereien· a) Dezember b) Winterhalbjahr 1958/59=25 c) Winterhalbjahr 1964/65=21 



• 

• 

noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
- 1958 1965 1965 1966 

Monats-
Mai Juni Juli April Mai· Juni Juli 

Durchschnitt 

Industrie und Handwerk 

Industrie 7, 

*Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber) 1 000 164 178 178 178 178 178 179 179 ... 
darunter *Arbeiter 8) 1 000 136 140 140 \140 141 140 140 140 ... 

*Geleistete Arbeiterstunden 
9) 

1 000 24 439 23 185 23 138 22 795 21 458 22 668 22 752 23 134 ... 
*Löhne (Bruttosumme) Mill. DM 53,1 98,8 95,4 100,0 105,3 103,9 102,7 111,3 ... 
*Gehälter (Bruttosumme) Mill. DM 16,5 37,5 36,0 37,2 37,9 40,9 41,2 42,5 ... 
*Kohleverbrauch 1 000 t SKE

10
) 74 55 52 53 55 45 46 47 ... 

*Gasverbrauch 1 000 Nm 
3 

11 858 8 869 10 825 10 162 9 412 8 894 10 072 10 522 ... 
* Heizölverbrauch 1 000 t 31 77 75 69 72 77 74 68 ... 
*Stromverbrauch Mill. kWh 72 118 119 113 113 118 119 118 ... 

*Stromerzeugung 
(gesamt'!' industrielle Eigenerzeugung) Mill. kWh 21 36 37 33 34 32 35 33 ... 

*Umsatz 11 ) Mill. DM 479 746 703 745 742 774 778 817 ... 
darunter *Auslandsumsatz Mill. DM 65 92 66 118 132 121 109 152 ... 

Index der industriellen Produktion 

Gesamte Industrieproduktion 
einschl. Energie und Bau 1958=100 100 137 145 144 120 148 148 145 ... 

darunter Erzeugnisse des/der 
Industrie der Steine und Erden 100 154 186 190 177 165 177 189 ... 
Hochofen- und Stahlwerke 100 91 89 99 99 88 83 89 ... 
Eisen-, Stahl- und Tempergießereien 100 146 160 159 94 149 145 157 ... 
Gummi- und Asbestverarbeitung 100 222 243 248 125 223. 231 211 ... 
Sägewerke und Holzbearbeitung 100 109 122 128 105 106 112 118 ... 
papiererzeugenden Industrie-. 100 131 144 124 132 137 140 139 .. ·. 
Schüfbaues 100 70 74 69 57 87 87 77 ... 
Maschinenbaues 100 138 163 149 111 153 143 154 ... 
elektrotechnischen Industrie 100 133 136 137 93 161 151 145 ... 
feinmechanischen und optischen Industrie 100 182 166 185 147 169 179 174 ... 
Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie 
(einschl. Sportwaffen) 100 177 182 182 141 193 197 196 ... 

ledererzeugenden Indt.~strie 100 54 41 49 38 49 50 29 ... 
Schuhindustrie 100 107 117 65 87 112 98 83 ... 
Textilindustrie 100 98 103- 105 60 103 101 105 ... 
Bekleidungsindustrie 100 120 134 90 83 151 142 119 ... 
Fleischwarenindustrie 100 186 194 195 168 168 176 189 ... 
fischverarbeitenden Industrie 100 130 122 105 87 151 143 120 ... 
Meiereien und milchverarbeitenden Iridustrie 100 131 181 189 130. 182 189 166 ... 
Bauhauptgewerbe 100 133 163 169 143 156 161 159 ... 

Handwerk (Meßzüfern) 

*Beschäftigte. (Ende des Vierteljahres) Mai 1956= 100 - 105 108 103 ... 
*Umsatz Vj. -~ 1955=100 - 235 250 258 ... 

darunter *Handwerksumsatz Vj. -~ 1955=100 - 223 228 241 ... 

Öffentliche Energieversorgung 

Stromerzeugung (brutto) . Mill. kWh 110 141 158 125 117 152 134 112 ... 
Stromverbrauch 12 ) Mill. kWh 143 279 257 242 248 292 273 265 ... 
Gaserzeugung (brutto) Mill. cbm 17 20 18 15 15 24 18 16 ... 

*)wird von allen Statistiscpen Landesämtern im 11 Zahlenspiegel" veröffentlicht 
7)' Betriebe· mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten (monatliche lndustrieberichterstattung); ohne öffentliche Gas-, Wasser- und Elektri­
zitätswerke und ohne Bauindustrie 8) einschl. gewerblicher Lehrlinge 9) einschl. Lehrlingsstunden 10) eine t Steinkohleein­
heit (SKE)= 1 t Steinkohle, -koks oder -briketts = 1,5 t Braunkohlenbriketts = 3 t Rohbraunkohle 11) einschl. Verbrauchsteuern sowie 
Reparaturen; Lohn~ und Montagearbeiten, aber ohne Umsatz an Handelswaren . 12) einschl. Verluste 

• 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1965 1965 1966 

Monats-
Mai Juni Juli April Mai Juni Juli Durchschnitt 

Bauwirtschaft und \Vohnungswesen 

Bauhauptgewerbe 131 

*Beschäftigte (einschl. tätiger Inhaber) 55 228 67 971 69 267 69 827 70 066 p 67 246 p 67 550 p 68 257 ... 
*Geleistete Arbeitsstunden 1 000 9 286 9 534 11 188 11 454 10 698 p 9 954 p 10 682 p 11 004 ... 

darunter für 
*Wohnungsbauten 1 000 4 157 3 960 4 840 4 791 4 243 p 4 296 p 4 572 p 4 629 ... 
*Öffentliche und Verkehrsbauten 1 000 3 612 3 978 4 640 4 745 4 704 p 4 140 p 4 462 p 4 615 ... 

*Löhne (Bruttosumme) Mill. DM 22,4 50,0 58,5 61,8 56,6 p 54,5 p 58,8 p 61,4 ... 
*Gehälter (Bruttosumme) Mill. DM 1,5 ' 4,1 4,0 4,0 4,0 p 4,2 p 4,4 p 4,4 ... 
*Umsatz Mill. DM 70,3. 147,6 150,2 160,8 176,8 p 125,2 p 144,7 p 173,4 ... 

Baugenehmigungen 

*Wohngebäude (ohne Gebäudeteile) 922 1 100 1 518 1 117 1 517 854 995 1 364 ... 
*Nichtwohngebäude (ohne Gebäudeteile) 458 169 184 255 176 133 193 190 ... 

Veranschlagte reine Baukosten 
für alle ganzen Gebäude Mill .. DM 60,9 128,9 158,2 147,3 165,6 104,4 123,1 175,9 ... 

darunter für Wohngebäud•e Mill. DM 42,4 95,5 118,9 101,2 128,8 82,4 89,2 138,5 ... 
*Umbauter Raum insgesamt 

(ohne Gebäudeteile) 1 ooo cbm 1 069 1 395 1 661 1 560 1 791 1 119 1 318 2 032 ... 
darunter *in Wohngebäuden 1 000 cbm 691 934 1 182 958 1 269 765 854 1 328 ... 

-
*Wohnungen 2 109 2 535 3 195 2 780 3311 2 130 2 269 3 596 ... 

darunter *in ganzen Wohngebäuden 1 879 2 263 2 884 2 463 3 065 1 840 1 866 3 283 ... 

Baufertigstellungen 

Wohnungen 1 533 2 447 1 170 1 530 1 591 1 300 1 801 1 082 ... 
Wohnräume 14 ) 6 064 10 214 4 722 5 864 6 226 5 468 7 051 4 374 ... 

Handel und Gastgewerbe 

Handel mit dem Währungsgebiet der DM-Ost 

Bezüge Schleswig-Holsteins 1 000 DM 308 1 266 759 659 796 1 100 705 722 ... 
Lieferungen Schleswig-Holsteins 1 000 DM 1 211 694 912 566 887 1 088 618 1 289 ... 

Handel mit Berlln (West) 

*Bezüge Schleswig-Holsteins 1 000 DM 8 126 19 951 20 752 22 960 18 493 20 287 21 190 19 994 ... 
*Lieferungen Schleswig-Holste·ins 1 000 DM 28 087 36 510 37 405 32 803 31 886 32 421 31 700 30 330 ... 

• Ausfuhr nach Warengruppen Mill. DM 67,7 113,3 99,8 97,8 163,7 134,4 145,3 225,4 ... 
davon Güter der 

*Ernährung swirtschaft Mill. DM 5,1 12,2 10,5 9,5 10,7 13,4 8,6 10,1 ... 
*Gewerblichen Wirtschaft Mill. DM 62,6 101,1 89,3 88,2 153,1 121,1 136,7 215,3 ... 

davon 
*Rohstoffe Mill. DM 2,0 2,9 3,0 2,7 2,9 3,7 3,4 3,0 ... 
* Halbwaren Mill. DM 4,8 9,3 11,2 8,9 7,7 13,9 9,3· 16,3 ... 
*Fertigwaren Mill. DM 55,8 88,9 75,1 76,7 142,4 103,4 124,0 196,0 ... 

davon 
*Vorerzeugnisse Mill. DM 2,8 5,9 5,6 5,6 5,3 6,2 . 7,0 '7,0 ... 
* Enderzeugnisse Mill. DM 53,0 82,9 69,5 71,1 137,2 97,2 117,0 189,0 ... 

• Ausfuhr nach ausgewählten Verbrauchsländern 

*EWG-Länder Mill. DM 11,0 25,8 24,1 26,4 24,0 28,5 28,2 28,3 ... 
darunter Italien Mill. DM 1,7 6,6 6,2 8,0 5,7 6,2 6,4 6,7 .... 

Niederlande Mill. DM 6,1 9,0 7,3 8,4 7,6 11,5 9,2 10,1 ... 
*EFTA-Länder Mill. DM 31,0 43,9 39,7 29,5 76,5 29,4 75,1 109,2 ... 

darunter Dänemark Mill. DM 3,7 9,6 11,8 9,3 11,1 8,2 7,8 10,8 ... 
Großbritannien Mill. DM 3,2 5,2 7,4 3,0 4,7 4,8 5,5 6,7 ... 
Norwegen Mill. 'DM 14,2 12,7 '5,8 4,3 49,1 2,4 33,1 75,8 ... 
Schweden Mill. DM 6,3 6,8 6,3 5,2 4,0 5,1 20,8 5,7 ... 

Fremdenverkehr: in ,ausgewählten Berichtsgemeinden 

* Fremdenmeldungen 1 000 112 160 148 271 403 p 106 p 167tp 257 ... 
darunter von • Auslandsgästen 1 000 15 19 18 28 62 p 17 p 191P 26 ... 

* Fremdenübernachtungen 1 000 682 1 073 595 1 945 3 671 p 350 p 710tp 1 896 ... 
darunter von * Auslandsgästen 1 000 33 38 30 55 127 p 28 p 33!p 51 ... 

*) wird von ·allen Statistischen Landesämtern im "Zahlenspiegel" veröffentlicht 
13) nach den Ergebnissen der Totalerhebung hochgerechnet 14) Zimmer mit 6 und mehr qm Fläche und alle Küchen 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1958 1965 1965 1966 

Monats-
Mai Juni Juli April Mai Juni Juli 

Durchschnitt 

Verkehr 

Blnnenschlffahrt 

*Güterempfang 1 000 t 126 217 228 225 216 240 213 246 ... 
*Güterversand 1 000 t 195 354 398 368 344 367 360 400 ... 

• Zulassung fabrikneuer Kraftfahrzeuge 3 262 5 806 6 586 6 388 5 135 7 142 5 075 ... . .. 
darunter 
Krafträder (einschl. Motorroller) 227 13 17 15 11 28 15 ... ... 

*Personenkraftwagen 2 107 4 507 5 207 4 893 3 948 5 676 3 937 ... ... 
*Kombinationskraftwagen 175 475 552 596 403 556 411 ... ... 
*Lastkraftwagen 293 393 431 426 355 494 412 ... ... 

· Straßenverkehrsunfälle 
*Unfälle. mit Personenschaden 918 1 044 1 109 1 175 1 299 954 1 204 p 1 226 p 1 301 
*Getötete Personen 40 56 56 52 56 41 53 p 56 p 73 
*Verletzte Personen 1 130 1 403 1 492 1 625 1 829 i 290 1 699 p 1 665 p 1 862 

Geld und Kredit 

Kreditinstitute (ohne Landeszentralbank) 

*Kredite an Nichtbanken 
3 105d 8273d (Bestand am Monatsende) Mill. DM 7 668 7 777 7 795 8 626 8 671 8 816 ... 

davon 
939d 2 076= *Kurzfristige Kredite Mill. DM 2 035 2 109 2 032 2 155 2 153 2 239 ... 

darunter *an Wirtschaft und Private Mill. DM 928d 2 047d 1 990 2 088 2 022 2 135 2 147 2 212 ... 
*Mittel- und langfristige Kredite 15) Mill. DM 2 165= 6 197d 5 633 5 667 5 763 6471 6 518 6 577 ... 

darunter *an Wirtschaft und Private Mill. DM 1 864 5 296 4 837 4 869 4 957 5 543 5 584 5 640 ... 
*Einlagen von Nichtbanken 

2 067d 5 053d (Bestand am Monatsende) Mill. DM 4 660 4 658 4 748 5 163 5 229 5 194 ... 
davon 

1 012= 1 875= *Sicht- und Termineinlagen . Mill. DM 1 750 1 723 1 786 1 827 1 877 1 819 ... 
darunter *von Wirtschaft und Privaten Mill. DM 857 ' 1 573 d 1 456 1 460 1 501 1 552 1 574 1 548 ... 

*Spareinlagen am Monatsende Mill: DM 1 054= 3 178d 2 910 2 936 2 962 3 335 3 352 3 376 ... 
darunter *bei Sparkassen Mill. DM 706 2 123d 1 960 1 973 1 988. 2 222 2 228 2 240 2 252 

*bei Kreditbanken Mill. DM 624 564 572 579 661 669 ... ... 
*Gutschriften auf Sparkonten Mill. DM 57 162 127 140 172 151 141 ... ... 
*Lastschriften auf Sparkonten Mill. DM 41 125 104 114 146 123 123 ... ... 

Konkurse (eröffnete und mangels Masse abgelehnte} 9 8 7 8 9 14 5 7 6 

Vergleichsverfahren (eröffnete) 2 1 2 - - 1 - ... ... 
Wechselproteste Anzahl 636 778 826 724 768 805 783 ... . .. 

Wert· 1 000 DM 465 93li 1 194 865 803 866 881 ... ... 

Steuern 

* Einnahmen fDr Rechnung des Landes 1 000 DM 32 185 76 420 49 352 110 139 53 102 55 632 56 594 121 225 57 482 • darunter 
*Vermögensteuer 1 000 DM 1 463 2 921 7 316 1 113 393 592 8 282 781 659 
*Kraftfahrzeugsteuer 1 000 DM 3 596 8 835 8 275 8 371 8 908 10 028 9 316 9 651 9 308 
* Biersteuer 1 000 DM 420 721 625 721 761 588 654 694 884 
*Anteil an den Steuern vom Einkommen 1 000 DM 24 497 59 214 28 915 94 833 38 376 39 742 33 424 104 475 42 805 

• Einnahmen für Rechnung des Bundes 1 000 DM 93 577 54 810 29 856 179 082 142 387 45 223 135 770 198 983 141 242 
darunter 

*Umsatzsteuer 1 000 DM 26 688 48 411 45 991 47 115 51 122 50 813 49 023 51 713 51 931 
*Umsatzausgleichsteuer 1 000 DM 3 113 4 725 4 544 4 193 4 720 4 826 5 004 4 834 5 065 
* Beförderungsteuer 1 000 DM 1 034 1 427 1 441 1 472 1 596 1 383 1 538 1 498 1 684 
*Zölle 1 000 DM 7 838 7 074 6 768 6 418 7 003 7 060 7 141 7 141 6 441 
*V erbrauchsteuern 1 000 DM 41 359 55 308 52 624 59 250 53 377 55 729 51 695 66 996 48 753 

darunter *Tabaksteuer 1 000 DM 32 960 34 219 32 891 32 750 34 621 38 444 31 170 33 236 34 642 
*Anteil an den Steuern. vom Einkommen 1 000 DM 13 191 37 858 18 487 60 631 24 535 25 409 21 369 66 796 27 367 

Notopfer Berlin 1 000 DM 354 7 2 1 34 3 - 0 6 1 

• Lastenausgleichsabgaben 1 000 DM 5 396 5 436 9 835 2 212 2 197 2 727 9 185 1 361 1 871 

• Steuern vom Elnkommen16
> 1 000 DM 37 688 97 072 47 401 155 464 62 911 65 151 54 793 171 271 70 172 

davon 
*Lohnsteuer 1 000 DM 14 013 43 631 29 072 35 005 46 083 39 541 37 178 39 684 52 125 
*Veranlagte Einkommensteuer 1 000 DM 15 925 41 819 14 658 96 040 12 434 21 593 15 297 104 308 15 799 
*Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1 000 DM 428 1. Oll 1 107 1 052 1 551 2 341 870 1 385 1 730 
*Körper schaftsteuer 1 000 DM 7 322 10 612 2 564 23 367 2 844 1 676 1 450 25 894 518 

*)wird von allen Statistischen Landesämtern im "Zah1enspiegel" veröffentlicht 
15) einschl. durchlaufender Kredite 16) in den Landes- und Bundessteuern enthalten d) Stand: 31. 12. 



Schluß: Monats-· und Vierteljahreszahlen 
1958 1965 1965 1966 

Monats-
Mai Juni Juli April Mai Juni Juli 

Durchschnitt 

noch: Steuerp 

Gemeindesteuereinnahmen m 
57 325+ 98 929+ 97 578e 105· 460e *Realsteuern 1 000 DM 

davon 
6 816+ 7 240! 7 292e *Grundsteuer A 1 000 DM 7 473e 

*Grundsteuer B 1 000 DM 11 575+ 16 118+ 16 825e 18 147e 
Baulandsteuer 1 000 DM 

34 82~: 
- 81 - 308e 4e 

*Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapital 1 000 DM 68 oo< 65 600e 12 045e 
Lohnsummensteuer 1 000 DM 4 109+ 7 647+ 7 987e '7 973e 

•sonstige Steuern 1 000 DM 6 119 6 181 6 290e 6 995e 

Preise 

Preisindexziffern Im Bundesgebiet 
Einkaufspreise für Auslandsgüter . 1958=100 100 100,2 100,2 100,6 100,3 105,7 I 104,6 . p 103,1 ... 
Verkaufspreise für Ausfuhrgüter 1958=1{)0 100 106,7 106,7 106,6 106,6 108,8 109,2 p 109,3 ... 
Preise ausgewählter Grunds~offe 1958=100 100 106,2 105,9 . 106,3 105,4 108,6 107,6 p 108,2 ... 
Erzeugerpreise 

industrieller Produkte 1962=100 97,2f 104,0 104,0 104,0 104,1 106,2 106,2 106,1 ... 
landwirtschaftlicher Produkte 1961/63=100 97,5 107 ,2g 110,8 114,3 113,4 p 114,8 p 112,4 p 114,5 ... 

' 
Preisindex für Wohngebäude 

Bauleistungen am Gebäude 1962=100 ... 115,1 p 119,1 . 

Einkaufspreise landwirtschaftlicher 
90,8f 104,4g Betriebsmittel (Ausgabenindex) 1962/63=100h 107,1 106,8 106,3 109,2 109,0 109,3 ... 

Einzelhandelspreise 1958=100 100 115 115 116 117 119 119 119 
Preisindex für die Lebenshaltung 18) 1962=100 92,7 109,0 108,5 109,5 110,1 112,7 113,3 113,3 113,3 

darunter 
Nahrungs- und Genußmittel 109,0 108,6 110,6 111,8 112,5 113,5 113,5 ... 
Kleidung, Schuhe 107,1 106,7 106,8 107,0 110,1 110,3 110,3 ... 
Wohnungsmieten 118,5 11T,7 117,9 118,5 128,6 128,8 129,2 ... 
Elektrizität, Gas, Brennstoffe 106,1 104,2 105,0 105,3 105,8 105,8 106,1 .... 
Übrige Waren u. Dienstleisnu;gen f;d. Haushaltsführung 106,2 105,9 106,5 106,6 108,2 108,3 108,3 ... 

Löhne und Gehälte~91 

Arbeiter in der Industrie einschl. Hoch· und Tiefbau; 
Bruttowochenverdienste 

*männlich DM 117 211 214 218 ... 
darunter Facharbeiter DM 124 224 227 232 ... 

•weiblich DM 68 125 127 133 ... 
Bruttostundenverdienste 

*männlich DM 2,44 4,58 4,65 4,86 ... 
darunter Facharbeiter DM 2,59 4,88 4,97 5,17 ... 

•weiblich DM 1,53 3,00 3,07 3,20 ... 
Bezahlte Wochenarbeitszeit 

*männlich Std. 47,9 45,9 46,1 45,0 ... 
*weiblich Std. 44,2 41.5 41;5 41,6 ... 

Geleistete Wochenarbeitszeit 
*männlich Std. 44,5 42,3 39,9 40,2 ... 
•weiblich Std. 41,4 37,4 32,6 37,0 ... 

Angestellte, Bruttomonatsverdienste 
in der Industrie einschl. Hoch· und Tiefbau 

kaufmännische Angestellte 
•männlich DM 588 1 020 l 031 1 082 ... 
•weiblich DM 382 666 

technische Angestellte 
671 713 .' ... 

*männlich 'DM 697 1 148 1 169 1 210 ... 
*weiblich ·DM 403 687 689 744 ... 

in Handel, Kredit und Versicherungen 
kaufmännische Angestellte 

*männlich DM 540 897 895 948 ... 
•weiblich DM 331 557 563 590 ... 

technische Angestellte 
männlich DM (497) 1 019 1 049 1 111 ... 
weiblich · DM (259) ... 

in Industrie und Handel zusammen 
kaufmännische Angestellte 

*männlich DM 554 934 936 989 . . ... 
•weiblich DM 347 588 593 625 ... 

technische Angestellte 
*männlich DM 685 1 138 1 160 1·203 ... 
•weiblich DM 391 687 689 744 ... 

*)wird von allen Statistischen· Landesämtern im "Zahlenspiegel" veröffentlicht 
17) einschl. Steuern der Kreise 18) 4-Personen·Arbeitnehmer-Haushalte mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushalts· 
vorstandes; Lebenshaltungsausgaben von rund 750 DM monatlich nach den. Verbrauchsverhältnissen von 1962 19) Effektivverdienste; ab. 
1964 neuer Berichtsfirmenkreis, daher mit frtlheren Ergebnissen nicht voll vergleichbar e) 1. 1. •. 31. 3. f) Wirtschsfts]ahr 
1958/59 (Juli-Juni) g) Wirtschaftsjahr 1964/65 (Juli-Juni) h) Umbasierung der Originalreihe 1950 = 100 



Jahreszahlen A 
erscheint im monatlichen Wechsel mit B 

Bevölkerung Im Erwerbsleben tätige Personen 1) 

Jahr Einwohner 
Heirats- Geburten- Sterbe-

Wande-
Land-

Produ- Handel 
ziffer ziffer ziffer Geburten- ins- und Dienst-

(Jahres-
überschuß 

rungs-
gesamt Forst-

zierendes und leistungen 
mittel) gewinn Gewerbe Verkehr 

in 
wirtschaft 

1 000 
Ereignisse je 1 000 Einwohner 

in 1 000 in 1 000 

1958 2 267 8,8 15,2 11,5 8 3 971 185 367 195 224 
1962 2 341 9,7 17,6 11,9 13 9 992 134 389 217 253 
1963 2 364 9,4 18,4 12,3 15 10 997 133 392 218 254 
1964 2 392 9,1 18,9 11,7 17 13 1 003 130 395 214 264 
1965 2 423 8,8 18,5 12,4 15 19 1 021 125 398 225 273 

Öffentliche allgemeinbildende ,Schulen Volkseinkommen 2) 

Schüler am 2. 5. Schulabgänger in % Brutto- Inlandsprodukt 3) 

Real- in jeweiligen Preisen 
Netto-

Jahr 
Volks- schulen' mit Inlands-

und und Gym- weniger mit in 
mit konstanten produkt 

Sonder- Aufbau- nasien als Volks-
mittlerem 

mit jährliche 
DM je Preisen in 

schulen zug- Volks- schul-
Abschluß 

Abitur 
Mill. DM 

Zuwachs-
Ein- in Mill. DM 

klassen schul- abschluß rate 
wohn er Mill. DM 

abschluß: in% 
in 1 000 

1958 229 43 36 8 464 9,9 3 734 7 571 6 679 
1962 224 41 33 12 167 10,3 5 197 9 382 9 452 
1963 225 41 32 13 091 7,6 5 538 9 724 10 146 
1964 221 41 33 29 43 21 7 14 100 7,9 5 850 10 100 ... 
1965 225 41 34 27 44 22 7 15 500 9,5 6 390 ... ... 

Landwirtschaft 

Viehbestand am 3. 12. Schlachtviehaufkommen Kuhmilcherzeugung Ernten in 1 000 t 
aus eigener Erzeugung 

Jahr 
Rinder 5) 

Schweine Hühner 
4) 

kg 
ins- darunter 

Rinder Schweine 1 000 t je Kuh Getreide Kartoffeln 
Zucker-

gesamt Milchkühe 
und Jahr 

rüben 

in 1 000 in 1 000 

1958 1 129 426 1 279 3 522 293 1 745 1 699 3 946 1 045 794 516 
1962 1 306. 478 1 655 4 265 356 2 307 1 902 4 076 ' 1 263 768 448 • 1963 1 273 472 1 601 4 637 418 2 273 1 903 3 982 1 252 732 536 
1964 1 291 479 1 716 4 753 354 2 336 1 929 4 084 1 477 637 636 
1965 1 379 505 1 701 4 884 332 2 462 2 023 4 220 1 311 466 452 

·Industrie 6.) 
Bau-

Beschäftigte 
haupt-

(Jahresmittel) 
Umsatz Energieverbrauch 

Index 
gewerbe 

Jahr Arbeiter-
Löhne Gehälter der 

stunden 
Heizöl industr. 

ins- :1 Arbeiter· in 
ins- mit dem Kohle Produk-

Beschäf-
gesamt ,.:

1 
Mill. 

gesamt Ausland 1 000 ins-
schwer 

tion 
tigte 9) t SKE ges":mt 8) 

Bruttosumme 7) am 30. 6. 
in Mill. DM 

19&8=100 
in 1 000 in 1 000 Mill. DM 1 000 t 

1958 164 136 293 638 197 5 744 782 892 378 100 64 755 
1962 176 143 290 9a4 315 7 446 868 745 670 593 124 67 565 
i963 174 139. 278 966 347 7 966 1 000 659 789 695 129 70 728 

'1964 174' 138 276 1 053 386 8 078 921 679 840 733 132 70 651 
1965 178. 140 278 1 185 450 8 954 1 101 654 920 792 137 70 015 

1) Ergebnisse der 1%-Mikrozensuserhebungen 2) 1963 und 1964 vorläufige Ergebnisse 3) 1965 erste vorläufige Ergebnisse 4) ohne Trut-, 
Perl- und Zwerghühner 5) gewerbliche und Hausschlachtungen,_ eins_c_ltl_. des übergebietliehen Versandes, ohne übergebietliehen Empfang 
6) Betriebe mit im allgemeinen 10 lind mehr Beschäftigten (monatliche Industrieberichterstattung)- 7) eine t Steinkohleeinheit (t SKE) = 
1 t Steinkohle, -koks oder ~briketts = 1,5 t Braunkohlenbriketts = 3 t Rohbraunkohle 8) von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt; einsch1. 
Energie und Bau 9) bis'einschl. 1962 Stichtag= 31. 7;; ab 1962 einschl. unbezahlte mithelfende Familienangehörige 



• 

Kreiszahlen 
Bevölkerungsveränderung 

Straßenverkehrsunfälle 
Bevölkerung am 31. 5o 1966 mit Personenschaden 

im Mai 1966 
im Juli 1966 (vorläufige Zahlen) 

KREISFREIE STADT 
Veränderung 
gegenüber Wande- Bevöl-

Kreis 
rungs- kerungs-

ins- Vor- Geburten- gewinn zunahme Getötete2 ) Vor- Unfälle Verletzte 
gesamt jahres- überschuß oder oder 

monat 
monat 1) -verlust -abnahme 

(-) (-) 

in'/o 

FLENSBURG 96 602 - 0,0 + 0,3 51 - 63 - 12 41 2 52 
KIEL 269 624 + 0,2 - 0,1 40 597 637 106 2 132 
LÜBECK 241 384 + 0,1 + 0,9 137 24 161 126 4 158 
NEUMÜNSTER 74 207 - 0,0 - 1,0 35 - 68 - 33 27 1 36 

Eckernförde 70 617 + 0,2 + 2,2 34 130 164 35 2 48 
Eiderstedt 19 635 + 0,3 + 0,8 19 45 64 15 1 15 
Eutin 93 599 + 0,2 + 1,0 50 129 179 87 6 133 
Flensburg- Land 70 436 + 0,2 + 2,0 90 59 149 37 4 53 

Hzgto Lauenburg 138 866 + 0,1 + 1,4 72 23 95 69 7 107 
Husum 65 210 - 0,0 + 0,4 39 - 66 - 27 35 - 58 
NOrderdithmarschen 59 706 + 0,1 + 1,5 36 50 86 35 5 55 
Oldenburg (Holstein) 84 868 + 0,5 + 2,0 48 400 448 76 3 119 

Pinneberg 251 108 + 0,3 + 3,7 200 615 815 114 7 162 
Plön 115 641 + 0,1 + 1,5 72 - 10 62 64 4 99 
Rendsburg 164 050 + 0,1 + 1,1 107 59 166 90 5 122 
Schleswig 98 959 - 0,1 + 0,3 38 - 99 - 61 35 2 48 

Segeberg 106 421 + 0,2 + 2,8 116 80 196 80 6 128 
Steinburg 126 329 + 0,0 + 0,7 50 - 6 44' 62 1 89 
Stormarn 165 413 + 0,3 + 3,9 182 339 521 105 7 153 
Süderdithmarschen 73 537 - 0,0 + 0,1 66 - 86 - 20 28 2 48 
Südtendern 68 537 + 1,3 + 3,4 81 769 850 34 2 47 

Schleswig-Holstein 2 454 749 + 0,2 + 1,5 1 563 2 921 4 484 1 301 73 1 862 

Industrie 3 ) 
5) Kraftfahrzeugbestand 

Bauhauptgewerbe 
am 1. 1. 1966 

KREISFREIE STADT Beschäftigte Umsatz4 ) Umsatz 
Pkw6) 

Betriebe im Betriebe 
Beschäf-

im 
Kreis am Anzahl 

je 1 000 
Juni am 

tigte 
Juni ins-

30o 6o 
Einwo 

1966 30. 6o 
am 

1966 gesamt 
je 

am 
300 6o Anzahl 1 000 

1966 
am 

in 1966 in 30o 6o 
31. 3. 1966 Einwo 

1966 
1966 

Mill. DM Mill. ·DM 

FLENSBURG 68 6 831 72 27' 1 79 3 426 9 17 435 14 965 155 
KIEL 175 32 417 119 139,1 179 8 183 23 50 614 0 43 287 160 
LÜBECK 160 34 415 144 117,1 143 6 355 16 42 292 34 863 145 
NEUMÜNSTER 59 11 941 161 29,9 56 2 399 7 13 892 11 768 158 

Eckernförde 36 1 801 25 6,6 50 1 536 3 15 278 10 795 154 
Eiderstedt 10 474 24 3,2 47 473 1· 4 534 3 257 167 
Eutin 52 4 347 45 17,4 112 2 177 5 20 162 15 104 162 
Flensburg- Land 27 707 10 3,3 77 1 606 4 17 982 12 437 o178 

Hzgto Lauenburg 103 9 026 64 30,3 127 3 391 8 29 288 21 682 157 
Husum 23 1 392 21 7,0 131 2 560 7 15 846 11 065 170 
Norderdithmarschen 36 1 480 25 3,5 82 2 288 6 1:ro81s 9 823 166 
Oldenburg (Holstein) 30 1411 16 5, 7 55 2 661 6 18 056 12 705 151 

Pinneberg 261 24 091 95 122,5 271 5 845 16 48 701 39 565 160 
Plön 54 2 648 24 14,6 106 3 108 7 25 520 18 .246 159 
Rendsburg 103 9 263 56 31,2 185 5 665 13 35 620 . 25 878 158 
Schleswig 39 3 .593 36 31,4 105 2 745 7 23.421 16 787 170 

Segeberg 89 5 266 50 24,3 153 2 524 8 27 326 19 304 183 
Steinburg 96 10 569 83 5o;2 155 4 040 10 25 994 18 881 150 
Stormarn 127 11 996 69 108,6. 178 3 330 9 34 417 27 378 169 
Süderdithmarschen 34 4 530 60 37,7 105 1 455 4 16 833 11 897 162 
Südtendern 13 1 015 16 6,7 161 2 490 7 16 137 11511 172 

Schleswig-Holstein 1 595 172 213 73 .817,3 2 557 68 257 173 513 224 391 198 160 

1) nach dem Gebietsstand vom 31. 5o 1966 2)einschlo der innerhalb .von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Betriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten (monatliche Industrieberichterstattung) 4) einschl. Verbrauchssteuern 
sowie Reparaturen, Lohn- und Montagearbeiten, aber ohn.e Umsatz an Hru:>delswaren 5) nach den· Ergebnissen der Totalerhebung 
vom 30o 6o 1965 hochgeschätzt 6) einschlo Kombinationskraftwagen 
Anmerkung: Eine ausführliche Tabelle mit 98 Kreiszahlen, die von allen Statistischen Landesämtern gebracht wird, erscheint in Heft 5 und 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung am 31. 3. 1966 

Beschäf- Kuhmilcherzeugung 
* Viehbestände 

tigte im Juni 1966 
Offene auslän-

Veränderung 
Stellen disehe Schweine 

Rindvieh am 3. 12. 1965 

gegenüber 
am Arbeit-

darunter ins-
Land 30.6. nehmer Milch-

in 1966 
an kg gesamt ins- kühe am 1 000 t Meiereien je Kuh 

1 000 vz 31. 3. in 31. 3. 
am gesamt (einschl. 

1939 1965 1 000 1966 
geliefert und Tag 3. 12. 1965 Zugkübel 

in o/o 
in 

in% 1 000 in 1 000 

Schleswig-Holstein 2 447 + 54 + 1,4 23 15 221 92,9 14,6 1 701 1 379 505 
Harnburg 1 852 +· 8 - 0,3· 29 25 2 86,8 14,0 19 17 6 
Niedersachsen 6 935 + 53 + 0,9 61 74 457 88,6 14,6 5 268 2 739 1 045 
Bremen 745 +. 32 + 1,3 11 8 2 78,5 14,2 12 18 5 
Nordrhein-Westfalen 16 781 + 41 + 1,0 172 397 322 89,~ 13,5 3 238 1 886 797 
Hessen 5 196 + 49 + 1,6 61 138 129 80,9 11,4 1 336 885 379 

Rheinland- Pfalz · 3 593 + 21 + 1,0 26 40 91 75,9 10,1 722 739 298 
Baden-Württemberg 8 481 + 55 + 2,0 105 328 226 72,4 9,1 1 860 1 836 828 
Bayern 10 140 + 43 + 1,3 105 174 576 73,8 9,8 3 484 4 108 1 957 
Saarland 1 130 + 24 + 0,9 5 22 11 75,0 11,3 73 69 31 
Berlin (West) 2 193 - 20 - 0,4 26· 14 1 9,6 14,6 9 3 2 

Bundesgebiet 59 492 + 38 + 1,1 62t 1 233 2 039 82,1 11,6 1 'i 723 13 680 5 854 

Industrie 1) Bauhauptgewerbe Wohnungswesen im Mai 1966 

Beschäftigte Umsatz Produk- Beschäftigte Zum Bau genehmigte Fertiggestellte 
im April 1966 

· tionl\j 
am 30. 4. 1966 Wohnungen Wohnungen 

Land 
je 1 000 

index ) 
in 1958=100 

1 000 Einw. Auslands-
im "in je 1 000 je 10 000 je 10 000. 

am am Mill. DM umsatz April 1 000 Einw. 
Anzahl 

Einw. Anzahl Einw. 
30. 4. 31. 3. in% 1966 
1966 1966 

Schleswig-Holstein 178 73 774 15,6. 148 67 27 2 269 9,3 1 BOl 7,4 
Harnburg 220 118. 1 283 10,9 49 26 1 300 7,0 520 2,8 
Niedersachsen 763 109 3 132 19,9 199 29 6 228 9,0 2 926 4,2 
Bremen 101 134 460 14,3 24 32 486 6,5 304 4,1 
Nordrhein-Westfalen 2 813 166 10 909 15,9 156 428 25 12 625 7,5 7 282 4,4 
Hessen 716 137 2 537 19,3 180 154 30 6 117 11,8 1 792 3,5 

Rheinland- Pfalz 387 106 1 490 17,9 222 96 27 3 179 8,9 1 428 4,0 
Baden-Württemberg 1 517 178 5 279 17,1 169 259 31 7 184 8,5 5 814 6,9 
Bayern 1 324 131 4 370 14,3 303 30 10 073 10,0 4 224 4,2 
Saarland 170 149 474 30,0 29 25 515 4,6 488 4,3 
Berlin (West) 285 130 965 13,2 46 21 1 027 4, 7 I 074 4,9 

Bundesgebiet 8 474 142 31 673 16,5 ·168 1 654 28 51 003 8,6 27 653 4, 7 

. 3) Straßenverkehrsunfälle 5) mit Bestand Steueraufkommen *Kfz-Bestand am 1. 7. 1965 
Personenschaden im Mai 1966 an. im 1. Vj. 1966 

Pkw4) 
Spar-

einlagen 
7)1 7) 

Land ins-
Verun- 6) Landes- Bundes- Gemeinde-

gesamt 
glUckte am 

Anzahl je Unfälle Getötete Verletzte je 31. 5. 
1 000 100 1966 

· Eiilw. Unfälle in DM steuern in DM je Einw. 
in 1 000 je Einw. 

Schleswig-Holstein . 498 374 154 1 197 51 1 686 145 1 370 101 201 ... 
Harnburg 372 322 174 966 25 1 254 132 2 504 282 1 014 ... 
Niedersachsen 1 429 1 059 154 3 812 237 5 323 146 1 691 109 179 ... 
Bremen 132 112 153 336 5 414 125 1 960 184 543 ... 
Nordrhein-Westfalen 3 117 2 537 153 8 638 353 11 641 139 1 972 155 258 ... 
Hessen 1 124 863 170 2 596 102 3 624 144 1 961 178 221 ... 
Rheinland- Pfalz 747 539 152 1. 931 74 2 768 147 1 632 110 173 ... 
Baden-Württemberg 1 861 1 388 168 4 189 175 5 982 147 1 946 169 246 ... 
Bayern· 2 308 1 609 161 5 109" 278 7 110 145 1 851 135 197 ... 
Saarland 197 153 137 492 21 671 141 1 527 96 148 ... 
Berlin (West) 337 292 133 1 137 ·30 1 397 126 1 336 96 353 ... 
Bundesgebiet 12 122 9 248 158 30 403 1 351 41 870 142 1 853 146 255 ... 

*)An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben Uber Viehbestände, Getreide- und Kartoffelernte, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
1) Ergebnisse der ·Industriebetriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten; ohne Energiebetriebe und Bauwirtschaft 2) ohne Bau, 
von KBlenderunregelmäßigkeiten.bereinlgt 3) ohne Bundespost und Bundesbahn, einschl. der stillgelegten Fahrzeuge 4) einschl. · 
Kombinationskraftwagen 5) vorläufige Zahlen 6) ohne Postspareinlagen 7) Einkommensteuern jeweils anteilig enthalten 

Gedruckt Im Statistischen Landesamt Sch/eswlg~Holsteln 



0-3641 SCHLESWIG - HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · A 
Die "Wirtschafts_kurven" A und B erscheinen im monatlichen Wechsel mit unterschiedlichem Inhalt. Teil B enthält folgende Dar­
stellungen aus der Industrie: Produktionsindex, Beschäftigtenzahl und Umsatz der Industrie insgesamt; Index und Beschäftigte 
im Maschinenbau, Schiffbau, Bauwirtschaft und Ernährungsindustrle. 
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